
Der Textilarbeiterstreik in
Neumünster imJahr 1888:

„Konfliktlösung
auf
preußische Art"?
Streikbewältigung durch
Kooperation vonUnter-
nehmerschaft,Polizeigewalt
und Gerichtsbarkeit

Juliet Ingram:Die fast fünfzigjährige Auseinandersetzungder
herrschendenSchichten des Kaiserreichesmit den
Ansprüchen derArbeiterschaftund ihrenOrgani-
sationen anMitbestimmungundGestaltungdes
Staates wurdeerst durch die Revolutionsjahre
1918/19 beendet.1Betrachtet manden langenWeg
derAnerkennungder Organisationender Arbeiter,

so wirddeutlich,daß diese BewegungeninPreußen einer restriktiven
polizeilichen Verfolgung ausgesetzt waren.Der Kampfdes „Industrie-
proletariats" gegendie alten Eliten und neuenherrschenden Schichten
desReiches sowie derenReaktion, diese Bewegungenniederzuhalten,
bildet einen kontinuierlichenProzeß. 2

Untersuchtman denTextilarbeiterstreik inNeumünster 1888, ist vo
allem die Zusammenarbeit derTextilfabrikantenschaft mit der Stadtver
waltung,der Polizeigewalt undder Gerichtsbarkeit imKampfgegendi
gewerkschaftliche undpolitische Arbeiterorganisation darzustellen. In-
wiefern dieses Bild der „preußischen Art"3 der Konfliktlösungin die-
semaufsehenerregendenStreik hervortrat,sollhierbeschrieben wer-
den.4

DieTextilindustrie bildete inNeumünster den Hauptwirtschafts-
zweig.DieJahre zwischen 1878 und 1891 sindals Hochphase dieses
Industriezweigeseinzustufen. Indieser Phasestieg dieZahlder Tuch-
fabriken von 16auf20,die Zahl derArbeiter verdoppelte sich von 770
auf1400. Die Gesamtzahl derEinwohner stieg von 11 600imJahr
1880auf22 400 imJahr 1895.5

Durch die wirtschaftliche Situationwurde auchdie soziale Struktui
desOrtes geprägt. Dasasymmetrische Machtverhältniszwischen der
Industriearbeiterschaft und demfinanziellundauch sozial hochgestell-
tenUnternehmertum wurdedurchdie lokalenpolitischenVerhältnisse
und dieMitgliedschaft zahlreicher Textilfabrikantenin den städtischen
Kollegiengestützt. DerAnteil der Textilunternehmerin der Stadtver-
waltunglag im Streikjahr 1888 bei etwa30Prozent. DieUnternehmer
konnten soihre wirtschaftlichen Interessen auchpolitisch absichern.
ImMagistratdominierteneindeutigdie Anhänger der nationallibera-
lenPartei. Bürgermeister Schlichtingundauch sämtlicheTextilfabri-
kantengehörtenihr an.Eine vollständigeNeuwahl derstädtischen
Gremien fand indenvorhergehenden wieauch nachfolgenden Jahren
nicht statt.So verwundert esnicht,daß die SPD, für die Neumünster
einZentrum ihrerAktivitäten in Schleswig-Holsteinbildete,6 vehe-
ment unterdrückt wurde.Sie wurdeunterdem Sozialistengesetz
strengverfolgt.Ein schwerer FallvonWahlbeeinflussungereignete
sichimJahr 1881.Alsin derReichstagswahlam 27.01.1881deutlich
wurde,daß die politischeKraft derunterdrückten Partei durchaus
ernstzunehmenwar,beschlagnahmte die örtlichePolizeikurz vor
dem Wahltag die sozialdemokratischen Wahlzetteloderholte diese
sogar aus den Wohnungenheraus.7 Dadie Stimmzettel vonden Par-
teien verteilt undnicht amtlich geliefert wurden,erreichteman so,

daß kein Bürger für dieSPDzur Wahl schreitenkonnte.DieserFall
war soschwerwiegend,daß der sofort eingereichteEinspruchbei der
Wahlprüfungskommission des Reichstageserfolgreich warundnach

1 Karl Heinrich Pohl: „Obrigkeitsstaat und
Demokratie. Aspekte der Revolution von
1918/19", in:Manfred Hettling (Hg.), Re-
volution in Deutschland 1789-1989, Göttin-
gen 1991,5.46-69,hier 5.46.
2 Klaus Saul: „Zwischen Repressionund In-
tegration", in: Klaus Tenfelde und Heinrich
Volkmann (Hg.): Streik " ZurGeschichte des
Arbeitskampfes in Deutschland während der
Industrialisierung, München 1981,S. 209-
-236,hier S. 209.
3 Wobei mit demBegriff „preußische Art"
auf die besonders restriktive Unterdrückung
der Arbeiterschaft durch einseitigeAnwen-
dung der staatlichen Mittel hingewiesen wird.
4Der vorliegende Artikel stellt einen Aus-
schnitt aus meiner Examensarbeit: „Der Tex-
tilorbeiterstreik in Neumünster im Jahr 1888.
Machtpositionund Strategie des Neumün-
steraner Unternehmertums im Arbeitskampf"
dar, die am 03.08.1998 dem Prüfungsamt
vorgelegtworden ist. Für eine Vertiefungsei
auf diese Arbeit verwiesen.
5 Heinrich Suhren: Die Hauptindustrien in
Neumünster. Ein Beitrag zur Frage der inneren
und äußeren FinanzierungeinerProvinzstadt,
Kiel 1928, S.lB.
6 Festschrift zum 60-jährigen Bestehen der So-
zialdemokratische Parteiorganisation in
Neumünster vom 11.03.1927,Landesbiblio-
thek.
7 Franz Osterroth: 100 Jahre Sozialdemokratie
inSchleswig-Holstein - ein geschichtlicher
Überblick, Landesverband Schleswig-Holstein
der SPD, Kiel 1963, 5.24.
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AnnullierungderWahl 1883 eine Wiederholungswahl stattfand.8
Nichtnur aufReichsebene,auchaus dem Stadtparlament schloß

man dieSPD aus.So konntenur das Bürgerrecht -und damit daskom-
munale Wahlrecht erhalten-wer über ein in der Stadtverfassungfestge-
setztesMindesteinkommen verfügte. ImJahr 1 870 lag dieser Zensus
schon bei 300Talern, womitnur 600 von 1600 mündigen Bürgern wahl-
berechtigt waren.9InNeumünster wuchs jedochmit steigendenEin-
wohnerzahlen in der Industrialisierungsphaseauch die Zahlder Bürger,
da sichdie nominalen Einkünfte der Bewohner ständig erhöhten.Der
Zuwachskam vorallemausdenkleinbürgerlichen Schichten,in denen
die Sozialdemokratie ihren Rückhalt hatte.10 So wurde immer dann,
wenn die Sozialdemokratiezu stark erschien,der Zensusentsprechend
erhöht.Im Streikjahr 1888 gelanges der SPDbei den Wahlen einen
„Achtungserfolg" zu erzielen.DieWahlbeteiligung lag indiesem Jahr
mit 31% (491bei 1573 Wahlberechtigten) unerwartethoch,zudemherr-
schte zwischenden bürgerlichen Parteien Uneinigkeit über dieKandida-
tenaufstellung.Die SPD erzielte 166 Stimmen für beide aufgestellten
Kandidaten. Daraufhin hob das Stadtparlament die Zensusgrenze für
dasnächste Jahrvon 600 Mark auf900 Mark an. DieFolge war, daß von
17.539 Einwohnern imJahr 1 890 nur1.233 das Bürgerrecht besaßen.
Weitere Zensuserhöhungenfolgten indenJahren 1 894 schon aufgrund
der erneutenBeteiligung der SPDin einer „Nacht-und-Nebel- Aktion"
auf1.200 Mark.Die zahlreichenProteste gegendiesen hohen Wahlzen-
susin denJahren 1896-1899 wurdenunnachgiebig vomMagistrat ab-
geschmettert."
I.Gewerkschaftliche OrganisationundFachverein.Untersuchtman die Entwick-
lung der SPD, die ihreBasis in den Webern sah,12 so muß parallel dazu
auchdie Entwicklungder Gewerkschaft betrachtet werden. DieStadt
erlebteinderHochindustrialisierungsphase eine schnell voranschreiten-
deEntwicklung. Die Einwohnerzahl ermöglichtekeine getrennteEnt-
wicklungderpolitischen undgewerkschaftlichenOrganisation, so daß

8 Joachim Neumann: „Die Rolle der politi-
schen Parteien 1867 bis 1918", in:Alfred
Heggen und Klaus Tidow (Hg.): Industrie-
kultur inNeumünster ■Dos „Manchester
Holsteins" im 19. Jahrhundert,Neumün-
ster 1988, 5.89-122,hier 5.104.
9 Neumann, 1988, 5.122.
10 Neumann, 1988,5.135.
11 Neumann, 1988,5.109 ff.
12Holger Rudel: „Der große Tuchmacher-
streik von 1888

-
ein Kapitel aus der Ge-

schichte der Neumünsteraner Arbeiterbe-
wegung",in: Treffpunkt Neumünster, 12
(1979), S. 29-33, hier 5.32.

Oben: Die luchfabrik der Gebrüder Hans-
sen (Klaus lidow: Neumünsters Textil- und
Lederindustrie im 19 Jahrhundert,Veröf-
fentlichungen des Fördervereins Textilmu-
seum Neumünster c. V., Heft 9, Neumün-
ster 1984, S.l 6)
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meist ein Engagement der Mitglieder für beide Organisationender Fall
war.Dies hatte zurFolge,daß die Organisationen von den Behördenoft
miteinander identifiziert wurden.13 DieUnterdrückungsmaßnahmen der
Gesetzgebungunddie politische Kultur inNeumünster bedingten,daß
die Anfänge derGewerkschaftsentwicklungeher zögerlichverliefen.
Die gewerkschaftliche Organisation sah sichmit der vereinigten Macht
von Polizei undUnternehmertum konfrontiert. Erst 1 884 wurdeein Ma-
nufakturarbeiterverband insLeben gerufen,der Anfang des Jahres 1887
aufgrund derBestimmungen des Sozialistengesetzesaufgelöstwurde.14

Es folgte jedochschon MitteMai desselbenJahres dieGründung des
„Fachvereinsfür Tuchmacher undBerufsgenossen".Erstab 1890 verlief
die lokale Entwicklungetwazeitgleichmit der imganzenReich.
2.DieBildungdes Unternehmerverbandsin Neumünster. DieTextilfabrikanten
schlössensichdemgegenüber inNeumünster schon früh in einem Ver-
band zusammen.DieGründung dieserVereinigung fällt in die Frühpha-
se der Arbeitgeberverbandsgründungen inDeutschland.15 Als Reaktion
auf einen teilweisen Streik in derFabrik J.J. Bartram & Söhnegründete
sich im Jahr 1884 der „Fabrikantenvereinder Textilindustriec.F."16

Zielsetzungdieser Vereinigung war „dasgeschlosseneZusammenwir-
ken inFragender Arbeitsverhältnisse" sowie „dieBeratungtechnischer
undanderer Fachangelegenheiten".11ImGründungsjahr hatte er 18 Mit-
glieder.1" Es gab zu diesem Zeitpunkt insgesamt 30 Textilfabrikenin
Neumünster. 19 Die wesentliche Stärke desVerbandes lag zweifellos in
seiner praktizierten„Solidarität"20.Sogehtetwaaus Berichten derun-
ternehmerfreundlichen Pressedie Vereinbarungeiner Konventionalstra-
fe für den Falleines einseitigenVertragsbrucheshervor.21DieseVer-
bindlichkeit der Absprachen widersprachallerdings dem § 1 52 der Ge-
werbeordnungvon1869 (GeWO), in demdie Koalitionsfreiheit für Ar-
beitgeber undArbeitnehmer festgelegt,gleichzeitig jedochbestimmt
wurde,daß aufVersammlungen getroffeneAbsprachennicht rechtsgül-
tig waren:

§ 152 AlleVerbote und StrafbestimmungengegenGewerbetreiben-
de, gewerblicheGehilfen,Gesellen und Fabrikarbeiter wegenVerabre-
dungenundVereinigungen zumBehufe der Erlangung günstiger Lohn-
und Arbeitsbedingungen,insbesondere mittelst Einstellung der Arbeit
oder Entlassung derArbeiter werden aufgehoben.

Jedem Teilnehmer steht derRücktritt vonsolchenVereinigungen
undVerabredungen frei,und es findet aus letzterem wederKlage noch
Einrede statt.

SollteeinMitglied der Vereinigungen den Absprachenzuwiderhan-
deln,durfte derVerbanddiesesnicht bestrafen.Ansonsten wurdeder
Strafparagraph 1 53 derselbenVerordnung wirksam,der festlegte, daß
ein Zwang zur Solidarität mitHaft biszu drei Monaten bestraft werden
konnte:

§ 1 53 Werandere durch AnwendungkörperlichenZwanges,durch
Drohungen,durch Ehrverletzungen oder durchVerrufserklärungbe-
stimmt oder zubestimmen versucht,ansolchen Verabredungen(§152)
Teil zunehmen oder ihnenFolge zu leisten,oder anderedurch gleiche
Mittel hindert oder zuhindern versucht,vonsolchenVerabredungen
zurückzutreten, wirdmit Gefängnisbis zu drei Monaten bestraft, sofern

13 Friedhelm Hommes: „Versuche zur Lö-
sung der socialen Frage",in:Alfred Heg-
gen und Klous Tidow (Hg.): Industriekultur
in Neumünster. Das „Manchester Hol-
steins" im 19. Jahrhundert,S. 55-89, hier
5.77.
14 Jo Schliep: Die frühe Gewerkschafts-
entwicklung im Tuchmachergewerbe
Neumünsters gegen Ende des 19. Jahrhun-
dert, Kiel 1985,S. 49; hiernach auch die
folgender Gedanken.
1 5Für eine Vertiefung und Literatur sei
auf die Examensarbeit verwiesen.
16 vgl.Klaus Tidow: Neumünsters Textil-
und Lederindustrie im 19. Jahrhundert,
Veröffentlichungendes Fördervereins Tex-
tilmuseum Neumünster e.V., Heft 9,
Neumünster 1984, S. 29; vgl. auch Hol-
steinischer Courier (abgekürzt H.C.)

14.02.1884.
17 Jubiläumssitzung des Fabrikantenver-
eins der Textilindustrie e.V. vom
14.02.1934, Landesbibliothek
18 Jubiläumssitzung des Fabrikantenver-
eins der Textilindustrie e.V. vom
14.02.1934, Landesbibliothek.
19 vgl. Tidow, 1984, 5.74 f.
20Der Begriff „Solidarität" entstammt ei-
gentlich dem Vokabular der Arbeiter- und
Gewerkschaftsgeschichte. Daher wird die-
ser Begriff im Zusammenhang mit der Ar-
beitgebervereinigung nur unter dem Vorbe-
halt gebraucht,daß die zugrundeliegenden
Konnotationen wie emotional motivierte
Einigkeit in diesem Zusammenhang nicht
zutreffen. Vielmehr beruhte das geeinte
Handeln der Fabrikantenschaft auf rationa-
len Beweggründen. Dennoch ist die Autorin
der Meinung, daß ein Synonym wie etwo
Einigkeit zu kurz greift und deshalb der
BegriffSolidarität ■mit der o. a. Einschrän-
kunghier zu gebrauchenist.
21 S.H.Z. 12.06.1888.
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nachdem allgemeinenStrafgesetz nicht einehärtere Strafeeintritt.22

DieseParagraphen wurden jedochnicht gegendie Unternehmer-
schaftangewandt.Eine ebensolcheZuwiderhandlung der Arbeiter-
schaft,wie sie im Streikgeschehen wiederholt geschah, zog schon auf-
grund vonVerdachtsmomenten eine verschärfte Verfolgungwie auch
die VerurteilungzuhohenStrafennach sich.Dadieses „Vergehen"(So-
lidaritätszwang) des Textilfabrikantenvereins in der unternehmerfreund-
lichenPresse im Streikgeschehenveröffentlicht wurde,ist zu schließen,
daß sich die Fabrikanten ihrerMachtpositionvölligsicherseinkonnten
undauch von rechtlicher Seite nichts zubefürchten hatten.
3.DieIdeologienundMittel des Arbeitskampfes.DasForum des Machtkampfes
dergegensätzlichenInteressenparteien bildet die Arbeitsniederlegung.
Beiden Verbänden,Gewerkschaft wie auch Fabrikantenverein,standen
imArbeitskampfverschiedene HandlungsoptionenzurErreichung ihrer
Ziele zurVerfügung. Diese wurden auch inNeumünster angewandt.
Zumbesseren Verständnis desspäter dargestelltenStreikablaufs werden
hier vorausschauend dieMaßnahmen dargestellt.
3.1.Die UnternehmerideologieundMaßnahmenkatalog der Unternehmer. Als der ge-
werkschaftlichen Organisation entgegenwirkendeMaßnahme ist das
allgemeine zeitgenössischeSelbstverständnis der Fabrikanten einzustu-
fen.Kesslerprägthierfür bezeichnenderweise denBegriffsachliche
Maßregelnd Der zeitgenössischvorherrschende Unternehmerpaterna-
lismusgliedertesich inzwei Elemente. Einerseitsbestand die „Herr im
Hause" Ideologie, welche Gewerkschaften undArbeitervertretungen
nicht anerkannte undder absolutes Gehorsam derArbeiterschaft forder-
te,andererseits tratgleichzeitigeine zuverlässigeund engagierteHal-
tung gegenüber denArbeitnehmern zutage.Letzteres läßt sichanhand
der Schaffungder verschiedenen Wohlfahrtseinrichtungenbelegen.24

DenherausragendenAspektbildet derBau vonFirmenwohnungen.Die-
seStrategie der Unternehmerschaft verfolgte zweiZielsetzungen.Zum
einen konnte durch ausgesuchteUnterstützung bestimmter privilegierter
Arbeiter eineFragmentierung der Arbeiterschaft erreichtundsomit
eventuelle gemeinschaftliche Protestaktionenbehindert werden. Zum
anderenbildeten die Wohlfahrtseinrichtungeneinen Teil derUnterneh-
merstrategie, die Arbeiterschaft an den Betrieb zubinden.25 Demnach
stellendie Wohlfahrtseinrichtungen derUnternehmerschaft denVersuch
dar, dieArbeiter zu disziplinierenundihre Organisationsfähigkeit zu
zerstören.26

Zudiesem Zweck wurden vonder Betriebsleitung auch Firmenfeste
undJubiläumsfeierlichkeitenorganisiert. AuchinNeumünster versuch-
tedieFabrikantenschaft,dieArbeiter durch verschiedeneLeistungenan
denBetrieb zubinden.DenArbeiternsollte dasGefühl vermittelt wer-
den,der Unternehmer sei an seinempersönlichenWohl interessiert.Vor
allemin den achtzigerJahren,indenen dieGewerkschaftsentwicklung
imReich vorangetrieben wurde,gab es verschiedene Initiativen der Fa-
brikanten.

ZurErreichungeiner gefühlsmäßigen Bindung wurden diverse
Maßnahmen eingesetzt.Es gab in allenTextilbetriebenBetriebsfeste
undAusflüge. So feierten zumBeispiel 1886 die Direktion und dieAr-
beiterschaft der Bartramschen Fabrik gemeinsam einen Ball.27 Zu dem-

22 Willy Albrecht: Fachverein-Berufsge-
werkschaft-Zentralverband.Organisations-
Probleme der deutschen Gewerkschaften
1870-1890, Politik und Wissenschaften,
Band 11, Bonn 1982,5.33.
23 Gerhard Kessler: Die deutschen Arbeit-
geberverbönde,Leipzig 1907,S. 180.
24Dick Geary: „Arbeiter und Unternehmer
im deutschen Kaiserreich", in: Werner
Abelshauser (Hg.): Konflikt und Kooperati-
on,Essen 1988, S. 171-183,hier 5.171.
25 Geary, 1988,S.172.
26 Geary, 1988,5.173.
27 S.H.Z. 09.02.1896.
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selbenZweck wurden durchden Fabrikantenverein auch Einzelaus-
zeichnungenverliehen,zumBeispiel das,£hrendiplom für zehnJahre
treueMitarbeit".1*

Vereinzelt gabes auch materielle Hilfe.Es ist an dieserStelle auf die
Stiftungen des FabrikantenRenck zu verweisen,dessen finanzielle Un-
terstützung derArbeiterschaft sich im Jahr 1 880 auf50.000 Mark
belief.2"

AuchimBereich des Wohnungsbaus war dieUnternehmerschaft
tätig. Carl Sagergründete für seine Arbeiter eineStiftungzurFörde-
rung desKleinwohnungsbaus":Julius Sagerließ im Streikjahr 1888
Wohnungen für seineArbeiter errichten."1

Andieser Stelle ist zubetonen,daß dieUnternehmer denStellen-
wert von Gehorsam und Loyalität ihrerArbeitnehmer formaler Qualifi-
kation und individueller Fertigkeit gleichsetzten.31 So wurde vonder
Unternehmerschaft die absoluteMacht über alle innerbetrieblichen Vor-
gängegefordert.32 AusdiesemGrunde lehnte die Vielzahl derUnterneh-
merdieAnerkennungder Gewerkschaften als Verhandlungspartnerab
und wies in einigenFällen auch Schlichtungsangebote des Staates
zurück. 33

DerUnternehmerschaft standeine Vielzahlvonreaktiven Maßnah-
men zurVerfügung, umdie gewerkschaftlichenOrganisationen den Be-
trieben fernzuhaltenund diegewerkschaftlichorganisierte Arbeiter-
schaft imArbeitskampf wirksam zubekämpfen.34

Ein effektives Mittelum die eigenenInteressen imArbeitskampf
durchzusetzen war die Arbeitssperre. So sindhier die berüchtigten
„SchwarzenListen" zunennen. Diese dienten der Durchsetzungeiner
„persönlichen"Arbeitssperre. Siehatten gewissermaßen eine doppelte
Funktion.Die Arbeitgeber tauschten diese Informationen untereinander
aus,um einerseits Arbeiter, welche sichimBereich desKoalitionsrech-
tes „zuaktiv" waren,aufzuzeigen,andererseits galten sie der Diszipli-
nierung derArbeiterschaft allgemein.3s So existierten auch inNeumün-
ster solcheAuflistungen,mit denen die Arbeitgebergegendiegewerk-
schaftliche Organisation ankämpften,indem sie „unliebsamAufgefalle-
ne" vermerktenundbewirkten,daß dieseinNeumünster nicht wieder-
eingestellt wurden.36

Die „Hauptwaffe" derUnternehmerschaft imArbeitskampfbestand
jedochin derAussperrung. Durchdie EntziehungderArbeitsgelegen-
heit solltenTeile oder dieGesamtheit der Arbeiterschaft gezwungen
werden,entweder ihreeigenenKampfmaßnahmen einzustellen oder
sonst den Wünschen der Arbeitgeberzu entsprechen.37 ImStreikfall war
es üblich, vonder AussperrungallerArbeiter eines Betriebes aufdie
Aussperrungaller Arbeiter der betreffenden Branche desganzenOrtes
überzugehen, umdie Solidarität der Arbeiterschaftzubrechen. Dies war
ein typischesMittel derUnternehmer,um den Zusammenhalt der Arbei-
ter zuschwächen.38 Dieses typischeMuster zeigt sich auch imNeumün-
steranerArbeitskampf.

Des weiterenkamesauchzuMassenentlassungenvon Streikenden,
Sozialdemokraten und Mitgliedern der Freien (sozialistischen)Gewerk-
schaften.39 DieseMittel wurden auchinNeumünster erfolgreichange-
wandt:Dieüberwiegende Zahl der Streikenden wurdeentlassen und

28 S.H.Z. 07.02.1896.
29 Tidow, 1984.5.28.
30 Tidow, 1984,5.28.
31 Geary,1988.5.173.
32Lothar Mochten: „Im Vertrauen ouf die
eigene Sache", in:Klaus Tenfelde und
Heinrich Volkmann (Hg.),Streik-Zur Ge-
schichte des Arbeitskompfes in Deutsch-
land während der Industrialisierung, Mün-
chen 1981, 5.52-73, hier 5.54.
33Machtan,1981,5.54.
34 Geary, 1988,S.l73.
35 Weber, 1954,S.lBO.
36Hammes, 1988,5.78.
37Weber, 1954,5.182.
38vgl. Dieter Schneider et alter (Hg.):
Theorie und Praxis des Streiks, Frankfurt
amMain 1971, 5.55.
39Geary, 1988,S.l73.

Der Tuchfabrikant Johann Jakob Theodor
Renck -1827-1897 (Stadtarchiv
Neumünster)
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auchnach Beendigungder Arbeitsniederlegungnicht wieder eingestellt.
DiesenMaßnahmen folgte die Rekrutierung vonauswärtigenAr-

beitskräften,um dieProduktion aufrechtzuerhalten.40Diese Streikbre-
cher stammtenmeistaus strukturschwächeren Regionen, sodaß für sie
die Aufnahmeder Arbeit amOrtdes Geschehensmeisteine finanzielle
Verbesserungder persönlichenLebenssituation bedeutete.
3.2.DieMaßnahmen dergewerkschaftlichenOrganisation.„Wir dürfen uns in der
Gewerkschaftsbewegungnicht ausschließlich vom Gefühl, von vorüber-
gehendenGemütswandlungen leiten lassen,wir dürfen uns nicht leiten
lassen voneiner gewissenRomantik,sondern für uns muß maßgebend
seindie Vernunft und vor allem eingesunder Realismus"41

Indiesem Zitat werden dieHauptprobleme der Gewerkschaften im
späten 19. Jahrhundert angesprochen.Es stellte für die gewerkschaftli-
chen Organisationen eine große Schwierigkeit dar, gegendie finanziell
abgesicherten Unternehmer erfolgreich in denKampfzu treten.42Die
wichtigsteVorbereitung für eine Auseinandersetzungbestandsomit dar-
in,dieorganisatorische und taktische Stärke zuverbessern,die finanzi-
elle Kraft zu festigenund sichnicht zuKurzschlußhandlungen hin-
reißen zu lassen.43 Dies war auch imNeumünsteraner Streikgeschehen
ein zentralesProblem.

Als Kampfmittel imindirekten Sinn sind zunächst die Maßnahmen
zunennen,die demZusammenhalt der Organisationdienten: Unterstüt-
zungseinrichtungenund Presse.

Hauptkampfmittel der Arbeiterschaft war der Arbeitsentzug.Will
man eine Klassifikation der Streikursachen vornehmen,sokann man
nach Weber zwei verschiedene Streikarten unterscheiden: den Angriffs-
streik, welcher die VerbesserungderArbeitsverhältnisse zum Zielhat
undden Abwehrstreik,welcher geführt wird,um eine Verschlechterung
derArbeitsverhältnisse abzuwehren.44Der Neumünsteraner Streik ist
somit in die ersteKategorie einzuordnen.

Eine wichtigeMaßnahme imFalle derArbeitsniederlegungstellte
das Aufstellen vonStreikpostendar,welche Arbeitswillige (Streikbre-
cher)von derAufnahme derArbeit abhalten sollten.GrößterMachtfak-
tordergewerkschaftlichenOrganisation war dieSolidarität, welche
durch diese Zwangsmaßnahme gesichert werden sollte.
4.Der Textilarbeiterstreikim Jahr 1888
4.1.DerStreikausbruch.Nachdemnun schon vorausschauend Strukturen des
Arbeitskampfesaufgezeigt worden sind,wirdnunin das Streikgesche-
hen im Jahr 1 888 eingeleitet.Es stellt sichdie Frage,worindie Ursa-
chen für den im Jahr 1888ausbrechenden Streik lagen.DieArbeiter for-
dertendie Verlängerung der Mittagspauseumeine halbe Stunde, dem-
zufolge eine Verkürzung der Arbeitszeitbei vollem Lohnausgleich.
4.1.1. DieUrsachen. Die Ursachen undder exakteZeitpunkt des Streikaus-
bruchs sindvom sozial-ökonomischen,gewerkschaftlich-politischen
und emotionalen Standpunkt aus zu erläutern. Zunächst sollder sozial-
ökonomischeFaktor betrachtet werden.Die Situationder Arbeiter wur-
de in überzeugender Weise in einem Leserbrief des Streikkomitees,ver-
öffentlicht in der Schleswig-HolsteinischenZeitung (S.H.Z.),geschil-
dert.45 DieArbeitsverhältnisse in der Textilindustrie waren sehrhart.Die
Arbeitszeitbetrug 13 Stunden,wobeimeistensbeideEhepartnerberufs-

40Kessler, 1907, 5.218. f.
41 Weber, 1954, S.l 53.
42 Weber, 1954,5.153.
43 Weber, 1954, 5.161.
44 Weber, 1954, S.l 58f.
45 S.H.Z. 09.06.1888.
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tätig waren.Daviele Familien aufgrundder billigerenMieten am Stadt-
rand wohnten,schafften es die Arbeiter in der derzeitigenkurzenMit-
tagspausekaum,EntspannungundZeit für die Familie zu finden.46 Die
Unternehmerschaft konnte vor dieser Situation nicht völligdie Augen
verschließen,auch wenn siedie Ansicht derArbeiter in dieser Frage si-
cherlich nicht ausnahmslos teilten.Ein anonymer Autor, wahrscheinlich
aus denbürgerlichen Kreisen,äußerte sich in einem Artikel der S.H.Z.
zu dieser Thematik folgendermaßen:

„Bei derfesten Verbindung, die seitens desFabrikantenvereins der
Textilbranche besteht, wärees längstgebotengewesen,dienicht unbil-
ligeForderungderArbeiter dieserBranche, aufVerlängerungderMit-
tagspauseauf!1/2Stunden, allgemeinzubewilligen.EineFabrikar-
beitszeit von 14,jaauch von 13Stunden, ist zuvielundgeeignet, dieGe-
sundheit derArbeiterzuuntergraben. Ich wagesogarzubehaupten,
daß eine Hstündige Arbeitszeitmit 11/2Stunden Mittagspause unter

Fortfall der überflüssigen Frühstücks- und Vesperstundefür denFabri-
kanten wiefür denArbeiter vorteilhafter wäre, alsdiebisjetzt in
Deutschlandallgemein bestehende Ordnung1:41

Allgemein war demnach die Frageder Arbeitsbedingungendurch-
aus vonInteresse und wurde nichtnur von der Arbeiterschaft alsberech-
tigte Verbesserungder Lebensbedingungenangesehen.

Neben diesemsozial-ökonomischenFaktor istdie gewerkschaftspo-
litische Motivation dieses Arbeitskampfes zu sehen. Arbeitskämpfe
wirktenauf bisherUnorganisierte anziehend.Mit ihnengewanndieGe-
werkschaft anMitgliedernund somit an Stärke.48 Zudem wurde die
Durchsetzungeiner verlängertenMittagspause vonden überregionalen
gewerkschaftlichenOrganisationen alsein erster Schritt inRichtungei-
ner verkürzten Gesamtarbeitszeit bei vollem Lohnausgleichverstanden.
Die Forderung,Neumünster sollemit diesem Anspruch vorangehen,
wurdeauf denArbeiterversammlungen wiederholt geäußert. 4C) Auch die
sozialdemokratische OrganisationnahmregenAnteil am Streikgesche-
hen. Diedurch dasSozialistengesetz in den Untergrundgedrängtepoli-
tischeOrganisation unterstützte die Streikbewegungen tatkräftig, da die
Weberdie Basis ihrer Bewegungbildeten. Indem man die Position der
Weber schwächte,schwächte man zugleichauch die sozialdemokrati-
sche BewegungvorOrt.5" Ein weiterer Beweggrundfür die aktive Betei-
ligung wäre zudemauch, die Sympathien des Bürgertums zu gewinnen.
Durch die Sympathisierung der Bürger mit den Streikenden könnteein
gedanklicherWandel eingeleitet werden,derauch zupolitischer Aktion
übergreifen könnte.So konnten zumeinen neue Wählerstimmen gewon-
nen werden. Zudem konnteauch bereits vorhandenes Wählerpotential
aktiviertwerden. Da die Wahlen zum Stadtparlament seit Jahrenkeine
Neuwahl des gesamtenKollegiums erbracht hatten -dieMächtekon-
stellation demnach feststand-war das Interesse der (Klein-) Bürger an
diesen Wahlen gesunken(dieallgemeine Wahlbeteiligung warmit
10-30% sehr gering).sl Durchdas Streikgeschehen,an demdieStadtöf-
fentlichkeit durchaus Anteil nahm,konnte dieses Interesse wieder akti-
viert werden.52

Es erfolgte alsoeine Verknüpfung der wirtschaftlichen Interessen
undsozialen Bedürfnissen mitpolitischenund gewerkschaftlichenFor-

46 S.H.Z. 09.06.1888; vgl.auch Kai Det-
lef Sievers: Sozialgeschichte Schleswig-
Holsteins in der Kaisetzeit 1867 -1914,
Geschichte Schleswig-Holsteins, Band 8,
Teil 2, Lieferung 1, Neumünster 1991,
5.49.
475.H.Z. 09.06.1888.
48 Schneider, 1971,5.51.
49 Rudel, 1979,5.31.
50 Rudel, 1979,5.32.
51vgl. hierzu Neumann, 1988,S.l03 f.
52für eine Vertiefung vgl. Examensarbeit;
es wirdhier auf einen Leserbriefwechsel in
der S.H.Z. vom 07.06.1888-18.06.1888
Bezuggenommen, an dem sich ein Vertre-
ter der ünternehmerseite, die Streikleitung
und ein eher unparteiischer Autor beteilig-
ten.
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derungen.Diese Tatsache warauchder „Gegenseite"den staatlichen
Behördenundden Fabrikanten,bekannt. So erschien inder S.H.Z. vom
23.05.1888,somit acht Tagenach demoffiziellen Ausbruchdes Streiks,
einanonym gehaltener Leserbrief,dessen Autor die Redaktion als
„hochangeschätzte, über den Parteien stehende" Person ausNeumün-
ster beschrieb,die nichtzu denKreisen der Fabrikanten gehöre.s3Der
Inhalt desSchreibens,das sichineindeutiger Weiseaufdie Seite der Fa-
brikanten stellte,legt die Vermutung nahe,daß dieses Schriftstück aus
Kreisender städtischenKollegien, wenn nicht sogar aus den Händen des
Bürgermeisters selbst stammenkönnte.DerAutor schätzte aufgrund des
bisherigenVerlaufs der Ereignisse sowie derbereits recht kompromißlo-
sen Forderungder Arbeiter den Streik als eine vonaußen hereingetra-
geneBewegungein:

„DieZentralleitungdesManufaktur-Fachvereinshat denMoment
für geeignetundden hiesigenPlatzfür dengünstigsten gehalten, um
den Streikin Szenezusetzen. Siehat dieForderungeiner verlängerten
Mittagspausegewählt in der richtigen Annahme,damit dieSympathien
des Publikums für sichzugewinnenundimFalle des Durchbringens
derForderungaufdem Wegezum verkürzten Arbeitstageinen wesentli-
chen Schritt weitergekommenzu sein"5*

DasStreikgeschehen wurdedemnach vonder Unternehmerschaft
vonvornherein nicht als „legitimes" ökonomischmotiviertes Aufbegeh-
ren55 bewertet, sondernals einAngriffaufdie bestehende Staats-und
Gesellschaftsordnung empfunden.Dementsprechend wurdeder Streik
nachanfänglich wohlwollendenKompromißvorschlägen gemäß des
Verständnisses des patriarchalischen Systemsimweiteren Verlaufdurch
gesetzlicheHandhabe undKooperationmit Polizeiund Justizbekämpft.

535.H.Z. 23.05.1888.
54 S.H.Z. 23.05.1888.
55MA 2502; der Begriff „legitim" wurde
von dempreußischen Innenminister von
Puttkammer in seinem 1886 verfaßten
Streikerlaß für Arbeitsniederlegungen ge-
prägt,die ausschließlich auf ökonomischen
Beweggründen basierten.

Fabrikarbeiter vor der Tuchfabrik Heinrich
Wittorf im Jahr 1890 (Archiv des
Textilmuseums Neumünster)
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Esgeht aus diesemLeserbriefklar hervor,daß dieStreikforderungnach
Einschätzungdes AutorsMittel zumZweck war,wobei der Zweck das
reichsweite ErlangeneinerArbeitszeitverkürzung und wohl auch die
allgemeine AnerkennungderBerechtigung des gewerkschaftlichen(und
sozialdemokratischen) Engagementswar.

Derdritte hier zubetrachtende Faktor derEmotionen war schließ-
lichentscheidend für den Zeitpunkt desStreikausbruchs und wirdan
entsprechender Stelle betrachtet werden,um im folgenden die Chrono-
logie der Ereignissenicht zuunterbrechen.
4.1.2.Die Streikforderung.Am 28.4.1888 wurdeauf einermäßig besuchten
Arbeiterversammlungerstmals wieder über die Forderungnach einer
verlängertenMittagspauseberaten. Begründet wurdedieserAnspruch in
ersterLinie mit sozialenund emotionalen Argumenten:die große Ent-
fernung derWohnung vonder Arbeitsstättebedingte, daß keine nötige
Regenerationsphasedermeistberufstätigen Elternteilemöglichwar,da
in derkurzenMittagspausezudem noch die Kinder betreut sowieHaus-
haltsangelegenheitenzu verrichten waren. Als weiteres Argument wur-
de angeführt, daß auch denBauhandwerkern unddenArbeitern derEi-
senbahnreparaturwerkstatteine eineinhalbstündige Pause zugestanden
wordensei.56

DieForderungwurde durcheine Arbeiterkommission anden Fabri-
kantenverein überbracht. Eine Woche später,am 5.8.1 888, wurdedie
Ablehnungdessenpublik.57 Diese wurde mit dem Argument der Wirt-
schaftlichkeit begründet. So,hieß es,sei die Neumünsteraner Tuch-
Industrienichtmehrmit anderen Industriestandorten konkurrenzfähig,
wenn mandieArbeitszeit um einehalbe Stunde verkürze. Der Fabrikan-
tenvereinentließ den Einberufer derArbeiterversammlung sofortmit
derBegründung, mankönne„keineArbeiter brauchen, diederartige
Versammlungen einberufenundöffentlichvon der Tribüne Volksreden
halten"^

DieArbeiterschaft übertrug aufgrunddieses Vorkommnisses die
weiterenVerhandlungenmit denFabrikanten dem Fachverein. Dieser
überbrachte dem Fabrikantenverein eine Resolution, inwelcher ange-
droht wurde,beiNichtbewilligung der gestellten Forderunginnerhalb
einer bestimmtenFrist,die Niederlegungder Arbeit zu verkünden. 59

4.1.3.DieWeigerungdes Fabrikantenvereins,mit demFachverein zu verhandeln.Umzu
demonstrieren,daß manan den Bedürfnissen derArbeiter durchaus in-
teressiert sei,wurde dieForderungals solche fortab diskutiert.Der
Fabrikantenverein weigertesich jedoch,mit dem Fachvereinzu verhan-
deln undaufdessen in einem „unangemessenem Ton" gehaltenes
Schreiben zu antworten.60

DerBürgermeister Schlichting übernahm von nun an diePosition
des Vermittlers zwischen den kontrahierenden Parteien.Er teilteeinem
Vertreter derArbeiter die Bereitschaft des Fabrikantenvereins mit, direkt
mit einer Arbeiterkommission (bestehendaus Lohn-undAkkordarbei-
tern) zu verhandeln,wobei versichert wurde,daß die beteiligtenArbei-
terkeineNachteile amArbeitsplatz zubefürchten hätten.61 Hierinzeigt
sichdeutlich das Verständnis der Neumünsteraner Textilfabrikanten,
welche die AngelegenheitenihrerArbeiter selbstam bestenzu regeln
imstande zu seinmeintenundaus diesemGrunde jede gewerkschaftli-

56H.C. 28.04.1888.
57H.C. 15.05.1888.
58 H.C.08.05.1888.
59 H.C.08.05.1888.
60vgl.auch Jahresbericht der Texrilarbei-
tergewerkschoft von 1911,Stadtarchiv
Neumünster, 5.60.
61 S.H.Z. 15.05.1888.
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eheOrganisationals überflüssig ansahen. Sie weigertensich,mit der ge-
werkschaftlichen Vertretung zu verhandelnund bestanden darauf,mit
„ihren"Arbeiterndirekt inKontakt zu treten. Sie wollten den Arbeitern
demonstrieren,daß diese durchaus nichtaufeineVertretungdurch den
Fachvereinangewiesenseien,daß dieser ihnen sogarnur schaden wür-
de.

DieArbeiterschaftkamden Forderungen des Fabrikantenvereins
nachund bildete eine entsprechendeKommission. Am 14.05.1888 tra-
tendie Vertreter der Arbeiterschaft unddes Fabrikantenvereinssowie
Bürgermeister Schlichting im städtischenKommissionszimmer zusam-
men. Indernun folgendenVerhandlung wurden vonbeiden Seiten
Kompromißvorschläge gemacht.Einleitend forderte derBürgermeister
die Anwesenden auf,sichkompromißbereit zuzeigen. Wennbeide Par-
teien an den in ihrenVersammlungen gefaßten Beschlüssen festhielten,
könnekeineLösungerzielt werden. Jacob Hanssenleitete die Verhand-
lungenseitens des Fabrikantenvereins. Er legtedar, daß eine Verlänge-
rung derMittagszeit an Sonnabendenund Montagenbedingungslosbe-
willigt werde, wenndie dadurch verlorengegangene Zeitan denanderen
vierArbeitstagennachgearbeitet werden würde. DieserVorschlag wur-
de von denVertreternderArbeiter abgelehnt.Nach einer kurzen Bera-
tung erklärten sie ihrerseits,daß sie eine VerlängerungderMittagszeit
um zwanzigMinuten zustimmen würden, vorausgesetztdieam Diens-
tagstattfindende Arbeiterversammlung würde in diesenKompromiß
einwilligen.DieAntwort der Fabrikanten beliefsich darauf,daß umdie-
se Zeitkeine Uhrschlüge und eine solche Verlängerungdaher nicht an-
gebracht erscheine.62 Eine Begründung, die sehr fadenscheinig wirkt.
Daraufhin erklärte der Vertreter derFabrikanten,daß er versuchen wer-
de, die übrigen Mitglieder desFabrikantenvereins für eine viertelstündi-
geVerlängerungzu gewinnen.63 Beide Gruppen verhandelten demnach
sachlichmiteinander undzeigtensichkompromißbereit. Eine endgülti-
ger Beschluß konnte jedochnichtgetroffen werden,dabeide vertreten-
den Parteien nicht zuEntscheidungenbefugt waren.
4.2.Die Arbeitsniederlegungen. Am folgenden Tagberichtetenbeide Zeitun-
genüber denAusbruch des Tuchmacherstreiks. Hier kam nun der dritte
Faktor, dieEmotionen,zum tragen.Nachdem derArbeiterschaft dieses
unbestimmteErgebnis derVerhandlungenmitgeteilt worden war,
schlössensiedaraus,daß vom Fabrikantenverein keinerlei Einlenken
mehrerfolgenwürde. 64 DieEreignisse eskalierten schließlich. DieAr-
beiterschaft handelte aufgrundder spannungsgeladenen Situation emo-
tional undnicht rational,sodaß auch der Gewerkschaftsbericht von ei-
ner „unerwarteten Wendung"I*s1*5 spricht, diedarauf beruhte,daß die Ar-
beiternoch nichtmit dem Geist derDisziplin erfüllt waren."6*

1

Die Weber (Akkordarbeiter) der Firma Kracht legtenamselben
Morgen-ohne weitere Absprache-dieArbeit nieder.Diese Maßnahme
verbreitete sich rasch unterden übrigen Arbeitern undführte dazu, daß
sämtliche Weber innerhalb dernächsten Stunde ihrenArbeitsplatz ver-
ließen. Lediglichdie Lohnarbeiter,die imGegensatzzu den Webern
eine vierzehntägigeKündigungsfrist einzuhaltenhatten,arbeiteten noch
weiterhin. DieseEntscheidung wurdeselbst vongewerkschaftlicher
Seite imnachhinein gerügt. Die spontaneArbeitsniederlegungund das

62H.C. 17.05.1888.
63H.C. 17.05.1888
64 Jahresbericht der Textilarbeitergewerk-
schaft 1911, Stadtarchiv Neumünster,
5.61.
65 Jahresbericht der Textilarbeitergewerk-
schaft 1911, Stadtarchiv Neumünster,
5.61.
66 Jahresbericht der Textilarbeitergewerk-
schaft 1911, Stadtarchiv Neumünster,
5.61.
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Beharren aufderForderungohnegenügende organisatorische Absiche-
rung wurde strengverurteilt:

„[...] Sobegreiflich,jafasterfreulich dieArbeitsniederlegungvom
menschlichen Standpunktauch war,handelte es sich dochum eineun-
menschliche jahrzehntelangeAusbeutungundUnterdrückung, diejetzt
teilweise beseitigt werdensollte,so muß doch ausorganisatorischen
Gründen dieser Schrittunbedingt verurteilt werden"''1

Doch auchderFabrikantenverein wartetedie Frist nicht ab. Es war
den Lohnarbeitern schonamMontagangekündigt worden,daß sie nach
Ablauf von 14 Tagennur noch ohne Kündigungsfrist beschäftigt werden
würden. 6"Diese vorgezogeneMaßnahme der Fabrikanten ist wohl als
Demonstration derMacht,alsDisziplinierungsmaßnahme wie auch zu-
gleich als Versuch derEinschüchterung zu verstehen.6 Sie deutet auf
eine klare Vorbereitungzu einem Arbeitskampfhin.Die Fabrikantenbe-
hielten sich vor,durch die Abschaffung der Kündigungsfrist willkürlich
undmitsofortiger Wirkung diese Arbeiter zu entlassen (auszusperren),
wenn ein solches Vorgehennotwendigsein würde. So wurde von Seiten
der Arbeiterschaft berichtet,daß sogar schon am selbenAbend Kündi-
gungen vonWochenlöhnernergangenseien." Es ist hierbei auch der ar-
beitstechnische Produktionsvorgang zubeachten,der einegegenseitige
Abhängigkeit der Stücklöhner (Akkordarbeiter)undWochenlöhner
(Lohnarbeiter)bedingte.Ohne die vorbereitende Tätigkeit derLohnar-
beiter fehlte den Webern die Arbeitsgrundlage.Somit war ihrerseits

67 Jahresbericht der Textilarbeitergewerk-
schaft 1911, Stadtarchiv Neumünster,
5.61.
68 H.C. 1 6.05.1888, vgl. auch Jahresbe-
richt der Textilarbeitergewerkschaft 1911,
Stadtarchiv Neumünster, 5.61.
69 Jahresbericht der Textilorbeitergewerk-
schaft 1911, Stadtarchiv Neumünster,
5.62.
70H.C.02.06.1888.

Eine „Staubmaschine"in einer Textilfabrik
um 1900 (Klaus Tidow:Neumünsters Tex-
til- und Lederindustrie im 19 Jahrhundert,
Veröffentlichungendes FördervereinsTex-
tilmuseum Neumünster e.V.,Heft 9,
Neumünster 1984, S. 56)

57t Juliet Ingram „Konfliktlösungauf preußische Art"?



demnach vorBekanntgabe derVerhandlungsergebnisseam Dienstag die
Vermutung zulässig,daß wohl auchdiese inKürze entlassen werden
sollten.71

Bereits gegenMittagbewegte sich einZug von etwa500 Streiken-
den aufden Großflecken zu. DerAufmarsch verliefruhigunddiszipli-
niert,umderPolizei keinen Anlaß zumEingreifen zu geben.72

Inzwischen hatte der Fabrikantenverein fristgerecht zumDienstag-
abend eine Verlängerungder Mittagspause umdie Hälfte der geforder-
ten Zeit (um15 statt um30 Minuten)bewilligt.DieArbeiter gingen je-
doch voneiner ungleich optimistischen EinschätzungihrerLage aus.
DasAngebotder Fabrikanten wurde abgelehnt.Es wurde aufeinerAr-
beiterversammlung mitgeteilt,daß für den Streikfallbereitsbedeutende
Unterstützungen vonauswärts zugesagt wärenunddieArbeiter reichs-
weit großen Anteil anden Geschehnissen inNeumünster nähmen.73 Die-
se wurdendurchVeröffentlichungenin sozialdemokratischen Zeitungen
und durch Gewerkschaftsorganeüber den Streikverlauf informiert und
boten neben materieller auchmoralische Unterstützung.74 DieNeumün-
steranerArbeiter glaubten irrtümlich, die Fabrikanten seien aufihreAr-
beitskraft angewiesen,dadiese eiligeAufträgeund Lieferfristen einzu-
halten hätten:

,J)ieKaufleute würden nicht warten.KönntendiehiesigenFabri-
kanten diegewünschten Warennicht liefern,somüßten siesichmit
ihren Bestellungenanderswohinwenden und ein VerlierenderKund-
schaftkönntediehiesige Tuchindustrie ruinieren.Dereinmal verloren-
gegangeneAbsatzlassesichhäufiggarnicht wiedergewinnen.Obdie
Fabrikanten esdaraufankommen lassen,seidoch fraglich''.''ls

Die Einschätzungderwirtschaftlichen Lage entsprach durchaus
nicht den Gegebenheiten.DieNeumünsteraner Tuchfabrikanten erwar-
teten erst im Herbst größere Aufträge.76 Zum Zeitpunkt der Arbeitsnie-
derlegungimFrühjahr wurden hauptsächlich Regen-undLodenmantel-
stoffe produziert,die für den Herbst undWinter gedacht waren.77 Einer
Stellungnahme einer Berliner Firma, die aus Neumünster Ware bezog,
ist weiterhin eine „außer Konkurrenz stehende Solidarität" innerhalb
des Fabrikantentums zu entnehmen. Diese erklärte in der S.H.Z., ihre
Produktionsverhältnisse wenn nötigdenNeumünsteraner Lieferbedin-
gungenanzupassen.Hinter dieser Offerte stand diereichsweite Sorge
vor einer starkenGewerkschaft und weitergehendenForderungen die-
ser, derman durchGeschlossenheit entgegentretenwollte.

DieEntscheidungder Arbeiter,nicht aufdie viertelstündige Verlän-
gerung der Mittagspause einzugehen,wurde auch vongewerkschaftli-
cher Seite imnachhinein verurteilt. Sokommentiert der Gewerkschaft-
bericht von 1911: „DieserBeschluß wareinschwererFehler, dersich
bitter rächen sollte:'1*
4.3.Der Verlauf des Arbeitskampfes
4.3.1.DieerstenKündigungen. Am selbenTagwurde sämtlichenAngestellten
der Tuchfabriken gekündigt. Dies schloß auch die am Streikunbeteilig-
tenLohnarbeiter ein.Nach Ablaufder vierzehntägigenKündigungsfrist
war der Stillstandaller Tuchfabriken und eine damit einhergehende
große Zahlan Beschäftigungslosenzu erwarten.79Die Arbeitgeberhat-
ten damit dieSituationbedeutend verschärft. Bereits zu diesemZeit-

71 H.C. 02.06.1888.
72 H.C. 16.05. 1888.
735.H.Z. 15.05.1888.
74Rudel, 1979, 5.32.
755.H.Z. 17.05.1888.
76 Jahresbericht der Textilarbeitergewerk-
schaft 1911, Stadtarchiv Neumünster,
5.64.
77H.C. 26.05.1888.
78 Jahresbericht der Textilarbeitergewerk-
schaft von 1911,Stadtarchiv Neumünster,
S. 63.
795.H.Z. 18.05.1888.
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Punkt hielt sichder Landrat Baron vonHeintzemehrmals inNeu-
Münster auf,um sichüber denVerlauf des Streiks zu informieren.80 Es
ist anzunehmen,daß dasrege Interesse der staatlichen BehördenderAb-
schätzungderLagehinsichtlichderNotwendigkeitsowie der Möglich-
keiten einer (staatlichen) gesetzlichen Reglementierungdiente. DieTat-
sache,daß dieBehördenzu diesem Zeitpunktnicht eingriffen, zeigt, daß
sieesnicht für erforderlich hielten. Nachihrer Einschätzunghatten die
Textilfabrikanten und dieörtlichePolizei die Ereignisse untersicherer
Kontrolle. DieNeumünsteraner Unternehmer brauchten von daher kein-
erlei Befürchtungen hinsichtlich ihrer Position indiesem Arbeitskampf
zuhaben.Im Gegenteil- siekonnten sich vonvornherein der unbeding-
tenUnterstützung der Behördensicher sein.Der weitere „klassische"
Ablauf der Geschehnisse bestätigt diese These.

Die Unternehmerschaft,Polizei undGerichtsbarkeit verfuhren nach
demMuster der Empfehlungen,die derpreußische Innenminister von
Puttkammer schon 1886 in seinemberüchtigten Streikerlaß formuliert
hatte.111 Die unternehmerfreundlichePressekommentierte die Ereignisse
dreiTage später (19.5.1888) folgendermaßen: „DerKampfwirdsomit
beiderseits mit vollemErnstausgetragen"*2

Die Unternehmer rüsteten sichzum energischen Kampf,mit dem
Ziel,nicht deneinzelnen notleidendenArbeiter,sonderndiepolitische
undgewerkschaftliche Bewegungzubekämpfen sei.83 Nachdem man
der Arbeiterschaft die Möglichkeitgegebenhatte,sichvom Fachverein
abzuwenden unddiese wiederholt nicht daraufeingegangen waren,
wurde von nunan keinEinlenken mehr akzeptiertund rücksichtslos ge-
gendieStreikenden vorgegangen.Indiesem Zusammenhangfällt die
offensichtlicheZusammenarbeit vonFabrikanten und Bürgermeister
Schlichtingauf.Am selbenTagließ Schlichtingin seiner Funktionals
Leiter der Polizeibehördebekanntmachen, daß „öffentlicheKollekten
zur Unterstützung der streikenden Weber, für das sogenannteStreikko-
mitee oderzu ähnlichen Zwecken,nichterlaubtsind"M Durch die Ver-
hinderungöffentlicher Tellersammlungen sollte demStreikkomitee die
finanzielle Grundlage entzogenwerden,um dieFortsetzungdesAr-
beitskampfes unmöglichzumachen.
4.3.2. Die Aussperrungen.Eine Woche später(26.5.1888) ist der Presse zu
entnehmen,daß sich sämtliche Fabrikanten aufgrunddes Beschlusses
des Fabrikantenvereins verpflichtethätten,ihre Fabriken zu schließen." 5

Diesbedeutete,daß außer in denTuchfabrikenauch indenTrikotage-
Fabriken und Stouts-Webereien die Arbeit eingestellt werden würde, um
diebisher unbeteiligten Arbeiter auszusperren.Nachdem alsodie Ent-
lassungder Arbeiter inden Tuchfabriken keinErgebnis zugunstender
Unternehmerschaft erbracht hatte, wurde dieseMaßnahme nun aufdie
gesamteTextilbranche vorOrtausgedehnt.Man rechnetemit 1 .500 Ar-
beitslosen.Am30.05.1888 liefdie Kündigungsfrist der bisher am Streik
unbeteiligtenLohnarbeiter ausund somit warenauchdiese von den
Aussperrungenbetroffen. EinArbeiter berichtete späterauf einerArbei-
terversammlung, erhabeein Mitglied des Fabrikantenvereinsvorstands
aufdiese Schließungsmaßnahme angesprochen.Dieserbestätigte die
Absicht desFabrikantenvereins,die ausgesperrtenWochenlöhnergegen
diestreikenden Weber aufzubringen.Die S.H.Z. zitierte dieAussage des

80 S.H.Z. 19.05.1888.
81MA 2502.
82S.H.Z. 19.05.1888.
83 Vgl.hierzu auch den Anfangs erwähn-
ten Zeitungsartikel in der S.H.Z. vom
23.05.1888hinsichtlich der gewerk-
schaftspolitischenMotivation dieses
Streiks.
84 Jahresbericht der Textilarbeitergewerk-
schaft von 1911, Stadtarchiv Neumünster,
5.63.
85 H.C.26.05.1888.
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Fabrikanten diesbezüglich: „[...] esmuß in diesemFall einmaldurch-
gegriffen,ein Exempelstatuiert werden"**1Dieser Versuch der Fabrikan-
ten, durchpraktizierte „Solidarität"dieeinheitliche Front derArbeiter
aufzubrechen,schlugjedoch fehl. Die Lohnarbeiter erklärten sich trotz
der Tatsache,daß sieals nicht ordentlich eingetragene Streikmitglieder
keineUnterstützung aus der Streikkasseerhielten,mit den Webern soli-
darisch. Sie teiltenderen Ansicht,daß der Streik durch „dieunbegreifli-
cheHartnäckigkeit" der Fabrikanten herbeigeführt wordensei.87

AndiesemVorkommnis zeigt sich, wieparteiisch die örtlichePoli-
zei, derBürgermeister und die Gerichtsbarkeit gegendie Arbeiterschaft
einschritten. Auch dieLeitung der Fabrik Sager & Bartram, in der die
eineinhalbstündige Mittagspauseschon lange eingeführt worden war,
sperrte ihreArbeiter nun aus,obwohl diese sichnicht an derArbeitsnie-
derlegungbeteiligt hatten.88 An diesem Fall ist die Stärke desFabrikan-
tenvereins,welche vorallemin derpraktiziertenEinigkeit lag,beson-
ders deutlichnachzuzeichnen. IneinemArtikel der S.H.Z.wird weiter-
hinin diesem Zusammenhangüber die Erhebungeiner hohen Konven-
tionalstrafe imFalle der Zuwiderhandlunggegendie Beschlüsse desFa-
brikantenvereins berichtet.89 DieVereinbarungeiner Konventionalstrafe
beruht in der RegelaufeinerEinigungbeider Vertragspartner.BeiAb-
schluß eines Vertrages,einermündlichen oder schriftlichenAbma-
chung,wird eine solche Strafein der Regel von beiden Vertragspartnern
für den Falleines einseitigenVertragsbruches vereinbart. Grundsätzlich
widersprachjedochdieVerbindlichkeit derAbsprachen dem §152, Ab-
satz2, GeWO.Dieser setzteeindeutig fest, daß aufVersammlungen der
VereinigungengetroffeneAbsprachennicht rechtsgültig warenund bei
Zuwiderhandlungkeine Sanktionen erfolgen dürften. Besondershervor-
zuheben istan dieserStelle demnach,daß eineeindeutige gesetzliche
Zuwiderhandlung,nämlich der strafbare Solidaritätszwang,inder Pres-
seund somit in aller Öffentlichkeit dargestellt wurde undkeinerlei Kon-
sequenzennachsich zog.Einebensolches Vergehender Arbeiter,wiees
in der nun folgendenHochphase des Streiks wiederholt geschah,wurde
hingegenunnachgiebig verfolgt und zogdie VerurteilungzuhohenStra-
fen nachsich. Es bedarfkeiner weiteren Ausführung, daß der Strafpara-
graph153 GeWO aufdieVereinigungderFabrikanten keine Anwen-
dung fand,obwohl diese Verordnung, zumindest theoretisch,gleicher-
maßen für Arbeitgeber undArbeitnehmer galt.
4.4.DieHochphase des Streiks
4.4.1.Die Rekrutierung fremder Arbeitskräfte und derSchutz der Streikbrecher. Am
01.06.1888 berichtetenbeide Zeitungen über den endgültigen Produkti-
onsstop in insgesamt 22 Textilfabriken.'"1Der nächste Schritt imMaß-
nahmenkatalog desUnternehmertums folgtesogleich.Manbegann in
strukturschwachen Regionen,SachsenundThüringen, Arbeitskräfte an-
zuwerben,um den Forderungender Neumünsteraner Arbeiter jede
Grundlage zu entziehen.91Aufgrund des erwartetenEintreffens der aus-
wärtigenStreikbrecher wurde die Polizeipräsenzam Bahnhof ver-
stärkt.1'2 AlleNeumünsteraner Polizeibeamten (vier Gendarmen), zwei
weitere auswärtigeGendarmen,Bürgermeister Schlichting als Leiter
der hiesigenPolizeibehördesowie nahezualle Fabrikanten warendort
anwesend. DerBahnsteigwar für Nichtreisende gesperrt worden,um

86S.H.Z. 01.06.1888.
87H.C. 26.05.1888, vgl. hierzu auch Ru-
del, 1979, 5.31.
88 Vgl. auch Jahresbericht der Textilarbei-
tergewerkschaftvon 1911, Stadtarchiv
Neumünster, 5.64.
89 S.H.Z. 12.06.1888.
90 S.H.Z. und H.C.01.06.1888.
91 H.C.02.06.1888.
92 H.C. 14.06.1888.
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die Streikenden fernzuhalten. DenFabrikantenhingegen war dasBetre-
tendes Geländes erlaubt,woraus sich eine eindeutigeParteinahme der
Polizei wie auch das Ausmaß derMacht derUnternehmerschaft ergibt.
Weiterhin warenan sämtlichen Fabrikeingängen,an Häusern inBahn-
hofsnähe sowieam Bahnhof selbst Anschläge angebracht worden,wel-
che den Wortlaut der §§152 und153 der Gewerbeordnungenthielten.
Der Strafparagraph153 erschienin „hervorstechendemDruck1?* All
diese Maßnahmen sollten dieArbeiter davonabhalten,die zugereisten
Arbeitnehmer durch verbales Einwirken oder auch durchphysische
Drohungen vomAntritt derArbeit abzuhalten.Die zahlreicheingetrof-
fenen fremden ArbeiterundArbeiterinnen wurden unterPolizeigeleit
vomBahnhofin die Fabrikengeführt, wo sichauch ihreUnterkunft be-
fand. Die wenigenanwesenden Streikenden versuchten,sich in die Rei-
hender fremdenArbeiter zu drängen, worandieörtlichePolizei sie
durch „maßvolles wieenergischesEinschreiten"hinderte.c)4Schonam
folgendenTag,dem 13.06.1888, wurdein einigen Fabriken dieArbeit
mitHilfe der auswärtigenArbeitskräfte wieder aufgenommen.9s

4.4.2.Die ersten Schöffengerichtsurteile.Am 14.6.1888 wurdebereits über zwei
Fälle der Zuwiderhandlunggegendie Gewerbeordnungvor dem Schöf-
fengericht verhandelt. ZweiTuchmacher wurden wegenVergehensge-
gen § 152 GeWO angeklagt. Der Tatbestanderscheint recht vage.Ein
Streikbrecher soll mit dem Begriff„Lump"beschimpft worden sein.Die
Verhandlung wurde für eine Woche vertagtundendete schließlich mit
einem Freispruch.'"'
4.4.3. Die Empfehlungendes ErstenStaatsanwalts zuKiel. ZudiesemZeitpunkter-
reichte ein Schreiben des Ersten Staatsanwaltesbeim königlichenAmts-
gericht inKiel,datiert vom 22.06.1888, diePolizeiverwaltung in
Neumünster.'" Dieses führt einen Maßnahmenkatalog zurerfolgreichen
Streikbekämpfung desStaates auf.

Anlaß für dieses Schreiben waren diversedem Staatsanwalt vorlie-
gende Anzeigenüber Ausschreitungen der Streikenden gegenüber den
auswärtigenStreikbrechern. ImerstenAbschnitt desBriefes wirddie
strenge AnwendungdesStrafparagraphen 153 GeWO ausdrücklich
empfohlen:

„Wenn auch dieGewerbeordnungdasRecht der ArbeiteraufAr-
beitseinstellung im §152 ausdrücklich anerkennt,so muß doch anderer-
seitsdie an dieses Rechtgeknüpfte Strafbestimmung des§153 desselben
Gesetzes gegenjedenMißbrauch dieses Rechtes mitmöglichstemNach-

93 S.H.Z. 14.06.1888.
94 H.C. 14.06.1888.
95 S.H.Z. 14.06.1888.
96S.H.Z. 14.06.1888.
97MA 2502.
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druck zurAnmahnunggebracht werden. Was in dieserHinsicht seitens
der Staatsanwaltschaft geschehenkann, wirdnicht versäumtwerden,
und ichbin überzeugt, daß auch derHerr Vorsitzende desSchöffenge-
richts meineAuffassung teilte

Es wurdeempfohlen, durchgemeinsames besonders hartesundvor
allem schnellesVorgeheneinExempelzu statuieren:

„Zueiner wirksamenAnwendungdesStrafgesetzes undzur Errei-
chungdes staatlichen Zweckes der Strafgesetzgebung,daß dieaner-
kannten Strafeneine Wirkungnichtnuraufdie Verurteilten,sondern
auch aufsolchePersonenausüben, welchemit den Übeltätern gleicher
Gesinnungsind,ist einemöglichstrascheHerbeiführung eines richter-
lichen Urteils von hoherBedeutung."19

Im zweiten Abschnitt des Schreibens verweist der Autor aufeineAr-
beitsniederlegunginMagdeburg,beider durch Kooperationundschnel-
leAburteilung durchdie staatlichen Instanzenschnell der Siegherbeige-
führt werden konnte. Im drittenAbschnitt des Briefes werdenGesetzes-
texte für einerfolgreiches Vorgehender Polizei insFeld geführt:

,Jiinmalmüssen, wiediesjaauch in denmeistenFällengeschehen,
diepolizeilichen Erhebungensich auch in jedemFalle vonden bedroh-
ten undbelästigten ArbeiternsofortStrafanträgegegendie Tätererho-
ben werden mitmöglichsterSchnelligkeit verfolgenunddieSachen sei-
tens derBeamtenderStaatsanwaltschaftso rasch wie irgendmöglich
gefordert werden".m

Das Hauptziel der polizeilichen Maßnahmen war es,„aufrühreri-
sche Elemente" vom Streikgeschehenfernzuhalten. Diesgeschaham
wirkungsvollsten, indem PolizeiundGerichtsbarkeit schnell zusam-
menarbeiteten. Das Einschreiten der Polizei sollte hierbeinicht vonder
BegehungeinergesetzwidrigenHandlungabhängig gemacht werden.101

Eine Möglichkeiteröffnete dieBestimmung des §27 der Strafprozeß-
ordnungfür das Deutsche Reich,sowie deren Zusatz vom 25.06.1867:

„DieBefugnisderPolizei-Behördenund Wachmannschaften Perso-
nenin Verwahrungzunehmen, wenndie Aufrechterhaltungder öffentli-
chenSicherheit undRuhe diese Maßregel dringenderfordern, wird
durch die vorstehendeBestimmungnichtberührt. Diepolizeilich in Ver-
wahrunggenommenenPersonenmüssen jedochspätestens im Laufedes
folgenden Tages inFreiheit gesetzt,oder esmuß in dieser Zeit dasEr-
forderliche veranlaßt werden,um sieder zuständigenBehördezu über-
weisen"1"1

DerVorwand,öffentliche Sicherheit und Ruhe aufrechtzuerhalten,
wareinbeliebtes Argument,gegenStreikende vorzugehen.Durch die-
sen Paragraphenwurdeder PolizeieinMittelin die Handgegeben,
Streikende auchohne Vorliegeneiner strafbarenHandlungmindestens
für 24Stunden zu inhaftieren. DiegesetzlichenMöglichkeitensollten
zu Gunsten der Behördenausgeschöpftundangewandt werden. Durch
diesofortige Inhaftierung, deren Begründung meistAuslegungssache
der Polizei war,wurdedieser Zeitgegeben,die eventuelle Strafbarkeit
des Vergehens eingehendzuuntersuchen undzu verhindern,daß der Tä-
ter Zeugenbeeinflußte. Somitkonnteeine zuverlässigere Verurteilungs-
grundlage geschaffen werden. Umeinen reibungslosenAblaufder
behördlichenMaßnahmen zu gewährleisten wurde eine zügige Über-

98 MA 2502.
99 MA 2502.
100MA 2502.
101MA 2502.
102MA 2502.
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Weisung der „Straftäter"an das Schöffengerichtangeraten:
„Zu solchenFällen (Vorliegeneiner strafbaren Handlung)gibtzu-

dem der §211 der Strafprozeßordnungfür dasDeutsche ReichdieMög-
lichkeit an dieHanddie zurZuständigkeit der Schößenrichter gehöri-
genstrafbarenHandlungen, alsonamentlich Vergehengegen §153
GeWOnoch in demselben odermöglichstnächstfolgenden Tagezur
richterlichen Aburteilungzubringendurch Vorführung derBeschuldig-
ten vor etwagerade tagende Schöffengerichte.DiePolizei-Verwaltung
ersuche ich daher ergebenstin eintretendenFällen von dieserMaßregel
Gebrauch zumachen. DenHerren Vorsitzenden desSchöffengerichtes
werde ich ersuchen,aufentsprechendeAnträgederPolizei-Verwaltung
unddesHerrn Amtsanwaltes tunlichst einzugehen, wenn die Geschäfts-
lage es erlaubt undentsprechendderAnweisungzu verfahren"' 03

Umdie Streikenden möglichstschnell verurteilen zukönnen,wurde
das Anberaumen von außerordentlichen Schöffengerichtssitzungenhier
angeraten.Ziel war es, die Verhafteten schnellstmöglichvomBrenn-
Punkt der Ereignisse zu entfernen. Indem Polizei und Schöffengericht
zügig Hand inHandarbeiteten, solltendieArbeiter daran gehindert wer-
den,die Streikbrecher zur Solidarität anzuhalten. DieChancen jedes
Streiks hingen schließlich wesentlich von der Geschlossenheit der Strei-
kenden ab.Diese waren bemüht, durch Solidaritätsappelle, durch
Streikpostenund mehr oder wenigerstarkenDruck aufdie Arbeitswilli-
gen dieZahl der Streikbrecher möglichstklein zuhalten.104 Die
Ncumünsteraner Polizeibehörden folgten diesen Empfehlungen inzahl-
reichen Fällen,wieim folgendenAbschnitt dargestellt wird.
4.4.4. Die Schöffengerichtsurteilein der Hochphase des Streiks.DieChronologie der
Darstellungmag an dieser Stelleunterbrochen werden,um die Ereignis-
se im logischen Gesamtgefüge darzustellenund bewerten zukönnen.
Die Strenge des gerichtlichenVorgehens wird an dieser wieauchden
folgendenVerhandlungendeutlich. Sogenügte schon derVerdacht der
beleidigenden Äußerung, um verhaftet und vorGericht gestellt zu wer-
den. Die Strafen für meist „nichtige Vergehen" waren sehrhoch.Inden
zahlreichen Fällen wurde dieHöchststrafe von dreiMonaten Haft ver-
hängt.105 DieAngeklagtenhatten dieMöglichkeit,Entlastungszeugen
heranzuziehen,welche wiederum unterEidgestellt wurden und aufge-
ringstenVerdacht wegen„wissentlichenMeineids" verurteiltwerden
konnten.106 So istin dernun folgendenHochphase des Streiks dasuner-
bittliche gerichtlicheVorgehenzubeobachten. Jeder Fall des Verstoßes
gegen § 153 GeWO,auch wenner sichnur aufunbewiesene Verdachts-
momentestützte, wurde akribisch untersucht. Nicht immer klagten die
betroffenen Streikbrecher selbst,auch wurden Streikende von derPoli-
zeiebenfalls angeklagt.Auch wurde von Fällen berichtet,in denen Fa-
brikanten wie auch Polizisten versuchten,die Arbeiterzu beleidigenden
Äußerungen sowieauch tätlicher Zuwiderhandlunggegen § 153 GeWO
zuprovozieren.107

Wiederholt wurden Fälle vertagt,umneue Belastungszeugenheran-
zuziehen oder dieAussagender Entlastungszeugenzu „prüfen" waszu
einer zeitlichen Verzögerungunddemnach VerlängerungderUntersu-
chungshaft führte. 108 So wurde auchin einem Falle eines angeblich
durch verbaleBeleidigunggeschädigtenArbeiters,der zwischenzeitlich

103MA 2502.
104 Ralph Jessen: Polizei im Industriere-
vier

- Modernisierungund Herrschoftspra-
xis im westphölischenRuhrgebiet 1848 -
1914,Kritische Studien zur Geschichtswis-
senschaft, Band 91,Göttingen 1991,
5.128.
1055.H.Z. 05.07.1888 (10Mark und 3
Tage Gefängnis wegen des Ausdruckes
„Kerl") S.H.Z. 05.07.1888 u.S.H.Z.
11.07.1888 (Verurteilung zu 3 monatiger
Haftstrofe wegen einesSteinwurfs).
106 S.H.Z. 12.07.1888.
107 H.C. 20.06.1888, S.H.Z.
6.06.1888.
108 S.H.Z. 14.06.-04.10.1888.
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nachBöhmenausgewandert war,beschlossen,an seinemderzeitigen
Wohnort eine kommissarische Untersuchungzu veranlassen,damitein
angeklagterNeumünsteraner Tuchmacher schuldiggesprochenwerden
konnte.lm Die Strategie der staatlichen Instanzenbestand auch vorallem
darin,abschreckende Exempelzu statuieren sowie „aufrührerischeEle-
mente" vom Streikgeschehenfernzuhalten.110 So wurden teilweise die
Verhafteten nach Glückstadt zurInhaftierung überführt, um jegliche
Unruhen am Gefängnis imAmtsgericht vorOrt zuunterbinden.'' '

Außerdem mag andieser Stelle kurz aufdie Zusammensetzungdes
Schöffengerichtesin der Hochphasedes Streiks in den Sitzungenam
05.07.1888 und 11.07.1888 hingewiesenwerden. In dieserPhase fün-
giertenjeweils zwei Neumünsteraner Bürger als Schöffen.DieseZu-
sammensetzung weicht insofern von der sonstigenMitgliederstruktur
dieser Instanz ab, da indemZeitraum kurz zuvorwie auch danach stets
nur ein Neumünsteraner undein Bürger aus dem weiteren Kreis diese
Schöffenfunktion innehatten. Somit istanzunehmen,daß zur schnellen
Aburteilungaußerordentliche Schöffensitzungeneinberufen wurden,
denn hier wurdennur inGerichtsnähe wohnende Schöffen insVerfahren
einbezogen.Zudiesem schnellen Verfahren warauch in dem Schreiben
desKieler Staatsanwaltes geratenworden. Die Konsequenzeneines sol-
chenVerfahrens auf die Besetzungder Schöffen verhalfdem Unterneh-
mertumzusätzlich zuVorteilen.Es mag hier kurz aufdieberufliche
Tätigkeit der Schöffenhingewiesen werden:Kaufmann Wernecke,
GastwirtReese am 05.07.1888 und Gastwirt Beckmann,Malermeister
Zanderam 1 1.07.1888112 Die vorliegendenTatsachen sollenhiernicht
überinterpretiert werden,aber es ist jedochdaraufhinzuweisen,daß ge-
rade die BerufsgruppenderKaufleute und Gastwirte,wie auch zuvor in
der Presseschon berichtet worden war,durchden Weberstreik sehrharte
finanzielle Einbußen erlitten hattenund somit wohl kaummit den Strei-
kenden sympathisierthaben dürften.
4.4.5. DasEinlenkender Arbeiter.Am19.06.1888 fand eine weitere Versamm-
lung der Textilarbeiter statt. DieArbeiterschaft war zahlreich erschie-
nen.Auch Bürgermeister Schlichting und ein Polizeisergeantnahmen
teil. Diegesamten übrigen Polizei- undGendarmeriemannschaften hat-
tensich in derNähe des Versammlungslokalspostiert. Zunächst teilte
ein Mitglied desStreikkomitees mit, daß aufAufforderung vieler durch
den Streikgeschädigter Bürger das Streikkomitee imInteresse der Strei-
kendeneine weitere Eingabean den Fabrikantenverein gemachthabe,
um dieeigentliche Kernfragedes Streiks,nämlich die zentraleMacht-
frage, aus dem Wegzu räumen. Dieser Vorschlagbesagtedie Genehmi-
gungeiner 1 112 stündigen Mittagspause inder Zeit vom 1.04.bis30.09.
sowie einer 1 112 stündigen Pause währenddes Zeitraums vom 1.10.bis
3 1.3, somit demnachein Entgegenkommen derArbeiter andie saisonal
bedingtenProduktionskapazitäten.Aufdieses Schreiben war jedochsei-
tensdes Fabrikantenvereins keine Antwort erfolgt. EinUmstand,der
sichnur logischin dasGefüge der Ereignisseeinpaßt.

Abschließend wurdeeinem Teilder Presse undder Polizei Partei-
lichkeit vorgeworfen.Dies führte zur polizeilichenSchließung der Ver-
sammlungdurch den anwesenden PolizeisergeantenKrüger. 113Die
Größe des Polizeiaufgebotesdeutet auf eine weitere Mobilisierung der

1095.H.Z. 30.08.1888.
110 Dies wurde im vorangegangenen
Schreiben des Ersten Staatsanwaltes emp-
fohlen.
111 S.H.Z. 28.09.1888.
1125.H.Z. 05.07.und 11.07.1888.
113H.C.20.06.1888.
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Kampfmaßnahmen hin.Die Schließung der Sitzungaufgrunddes Vor-
wurfs der Parteinahme erscheint außerdem sehr restriktiv.

In den folgendenTagenberichtenbeide Presseorganeüber diverse
Verhaftungen von Streikenden wegenZuwiderhandlunggegen den §153
GeWO.Das Aggressionspotentialunterden Streikenden wuchs zuse-
hends, da die Erkenntnis ihrer Lage ihnendurch denständigenZuzug
von männlichen wie weiblichenArbeitskräften ausSchweden, Däne-
mark undThüringen unausweichlich war.Es wurde über die zunehmen-
de Abreise derhiesigen Weber inandere Städteberichtet. Auch trafen
etliche fremde, meist ungelernteArbeiterinnen wie auchArbeiter in
Neumünster ein.Am 24.06.1888 berichtete derH.C. über die volle Wie-
deraufnahme der Arbeit inderFabrik Wittdorfund Rowedder.
4.4.6. Der „Generalschlag" der staatlichenInstanzen.
Am25.06.1888 holtendie staatlichen Instanzen zum „Generalschlag"
gegendie streikenden Arbeiter aus.So berichtet derH.C. über dasEr-
scheinendes Neumünsteraner Amtsrichters von Stemann,nebstRefe-
rendar und Gefängniswärterim Streikbüro imElysium. Offizieller
Grund des Erscheinens wareine Anklage,daß Streikende widerrechtlich
Kollekten zugunstender Streikenden vorgenommenhätten. Aus diesem
Grunde seien aufVeranlassungder königlichenRegierungzu Schleswig
die Papiereund Bücher des Streikkomitees einzusehenunddas als
Streikbüro benutzte Zimmer zuuntersuchen.Tatsächlich wurden die
vorgefundenenSammellistenundKassenbücher beschlagnahmt.Zeit-
gleichnahm der Gerichtsvollzieher Jüttner eine Haussuchungbeidem
Tuchmacher Wegerl, einemMitglieddes Streikkomitees vor,die jedoch
keinenennenswertenErgebnissebrachte.114

Die Beschlagnahmedes Kassenbuches sowie des Verzeichnisses der 114 H.C. 26.06.1888

Oben: Arbeiter vor der Tuchfabrik Carl Sa
gerund Söhne,1890. (Archiv des Indu-
striemuseums Neumünster)
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ausgegebenenSammellistenistals schwerwiegendschädigendeMaß-
nahme zubeurteilen.DiePolizei übergab dieListendem Fabrikanten-
verein.115 Hierdurch wurde denFabrikanten ermöglicht,sichgenauüber
die am Streik beteiligtenWeber zu informieren und diesegegebenen-
fallsDisziplinierungsmaßnahmen zuunterwerfen. DieWeitergabe der
Listenan den Fabrikantenverein,der rechtlich gesehenmit der offiziel-
lenAnklage nicht in Verbindungzubringenwar, stellt wohl amdeut-
lichstendie KooperationvonJustiz,Polizei undFabrikantenvereindar.
Konnten zuvordurchgeführte polizeilicheVerhaftungenunter dem
Deckmantel der Reichsgesetzgebungnoch offiziell legitimiert werden,
sogeschah diese Weitergabe eindeutigausGründen derParteinahme.
4.4.7.Dos Gesuchum Anwendung des §28 des Sozialistengesetzes. Die fortschrei-
tende Zahlder Ausschreitungen sowie die zunehmende Aggressionlegi-
timierte schließlich die Einreichungeines Gesuchs derPolizeibehörde
beider Schleswiger Provinzialregierung, in dem die sofortigeAnwen-
dungdes §28 des Sozialistengesetzesbeantragt wurde.1

"'
Diese Maß-

nahmeentsprachdem von staatlicher Seite empfohlenenVorgehen.Hier
ist wiederumzu betonen,daß nicht allein die NiederlegungdesStreiks,
sondernzugleichdie weitergefaßte Bekämpfungder Sozialdemokratie
erreicht werdensollte.Der §28 des Sozialistengesetzesbesagte die Ver-
hängungdes „kleinenBelagerungszustandes".Dieserumfaßte die In-
kraftsetzunggesonderter Ausnahmeregelungen,vor allem weitreichen-
de exekutiveVollmachten für diePolizei.Folgende Anordnungenkonn-
tenfür dieDauer vonlängstenfalls einem Jahr getroffenwerden:

„1.daß Versammlungen nurmit vorgängigerGenehmigungderPo-
lizeibehördestattfindendürfen; aufVersammlungenzumZweck einer
ausgeschriebenen Wahl zumReichstagoderzurLandesvertretunger-
strecktsich dieseBeschränkungnicht

2. daß die VerbreitungvonDruckschriftenauföffentlichen Wegen,
Straßen, Plätzen oder anderen öffentlichenOrtennichtstattfinden darf

3. daß Personen,von denen eine Gefährdungder öffentlichenSi-
cherheitoder Ordnungzubesorgen ist,der Aufenthaltin denBezirken
oder Ortschaften versagtwerden kann

4. daß derBesitz,das Tragen,dieEinführung undder Verkaufvon
Waffen verboten,beschränkt oder anbestimmte Voraussetzungenge-
knüpft wird"111

Die Konsequenzender DurchsetzungdieserRegelungenwären sehr
schwerwiegendgewesen.Die weitere Einschränkungdes Versamm-
lungsrechteshätte die Aufrechterhaltungder unbedingt notwendigen
Solidarität der Arbeiterschaft sehr erschwert. Gewerkschaftliche wie
auchsozialdemokratische Versammlungen undKundgebungenhätten
demnachnicht mehr stattfindenkönnen.Hervorzuhebenist auch der
Absatz3, durch dessenBestimmungen es der Polizei ermöglichtworden
wäre,jedeunliebsamePerson aus dem Belagerungsgebietzu verweisen.
4.4.8. Die vorläufige VerstärkungderPolizeikräfte. Das Gesuch wurde von der
SchleswigerRegierung abgelehnt.llBBewilligt wurde jedochdie vorläu-
figeVerstärkung derhiesigenPolizeimannschaften umsechs weitere
Gendarmen.DieKieler Staatsanwaltschaft äußerte sichzudemdahinge-
hend,daß eine verschärfteDurchsetzungder Strafmaßnahmen einzulei-
ten sei.119 Soheißt eshierzu imH.C.:

115 Rudel,1979, 5.32.
116 Rudel, 1979, 5.32.
117 Sozialistengesetz in Kopie;Reichsge-
setzblatt, 1878,5.351-358, §28, Absatz
1-4.
118 Rudel, 1979, 5.32.
119H.C. 29.06.1888.

66 Juliet Ingram „Konfliktlösungauf preußische Art"? ]



,J)ieKielerStaatsanwaltschaft hat Weisungenhierher gelangenlas-
sen, [...]dahin lautend,daß gegendiejenigenPersonen, welche sichin
der Nähe der Tuchfabrikoder an anderen Orten verdächtigmachen, die
Arbeitenden irgendwie von derFortsetzungdes Arbeitsverhältnissesab-
zuhalten, unnachsichtigeingeschritten werdensoll"'20

Die zuvor internergangenenAnweisungender staatlichen Behörden
wurden somitpublik gemacht.Die Maßnahmen verschärften sich,der
Streik sollte nun rasch und gewaltsam durch Aufbietung sämtlicher
MöglichkeitenvonPolizei,Justizund Unternehmertum zuEnde ge-
bracht werden.
4.4.9. Die öffentlicheDiffamierung der Streikenden.Dasöffentliche Bildder Strei-
kenden,das bisher wohl die Forderungenderselben ausökonomischer
wie menschlicher Sicht nichtunberechtigt hatte erscheinen lassen,sollte
endgültig verdrängt werden. Sobeschloß der Fabrikantenverein in einer
Sitzungam 29.06.1888, daß die Streikbrecher,die durch Angriffe der
Streikenden zu Schaden gekommen waren,durch ihren Arbeitgeber ent-
schädigt werden sollten.Voraussetzungwar selbstverständlich dieWei-
terarbeit der Betreffenden. Weiterhin kündigte der Fabrikantenverein die
Mithilfebei der Ergreifung der Täter an.121

Schon zuvor war eine Belohnung von 50Mark für die Beihilfe zur
Ergreifung eines Täters ausgesetzt worden.122 Auch dieser Beschluß ist
als eine weitere Maßnahme zu sehen,dieSolidarität der Arbeiter zubre-
chen. Einerseitskönnteeine solche Summe aufgrundder extremenwirt-
schaftlichen Notlage derarbeitslosen Tuchmacher zuderBrechungder
Solidarität in deneigenen Reihen führen, andererseits wurden auchan-
dere Neumünsteraner Bewohner durch den finanziellen Reizdazu ange-
halten,bei der Bestrafungder Streikenden mitzuwirken,wobei zugleich
die Streikenden öffentlichals zu verfolgende Straftäter diffamiert wur-
den. DieseMaßnahme diente sicherlich auch der Beeinflussung der öf-
fentlichen Meinungundsollte die Abwendungder bisher den Streiken-
den entgegengebrachtenSympathien bewirken.
4.5.Das Streikende
4.5.1.Die Verstärkung derPolizeikräfteund das offizielle Streikende. Am 29.06.1888
berichtete derH.C,daß mehrere der großen Fabriken bereits wieder die
volle Tätigkeit,zumindest jedochZweidrittel bis Dreiviertel der Pro-
duktion wieder aufgenommen hätten. Das hiesige Gerichtsgefängnis, in
dem etwazehn Tuchmacher aufgrundmit dem Streik inVerbindungzu
bringenderVergehen inhaftiert waren12', wurde einembesonderem
Schutz unterstellt.124 Die S.H.Z.begründete diese Maßnahme damit, daß
die Streikendennachts Verbindungmit den Inhaftierten aufgenommen
hätten.125 Tatsächlichbefürchteten die Behördenaufgrund des steigen-
den Aggressionspotentials,das durch die zahlreichen Verhaftungen ge-
schürt worden war,gewaltsame Befreiungsversuche,denen siedurch
die BewachungdesGefängnisses durch einenMilitärposten entgegen-
zutretensuchten.126 Im weiterenVerlaufüberführte man auch Inhaftierte
zurVerbüßung ihrer StrafenachGlücksburg, umsie vomBrennpunkt
des Geschehens fernzuhalten.127

Es war denFabrikanten gelungen,mit HilfehinzugezogenerAr-
beitskräfte aus wirtschaftlich schwächer gestelltenRegionen den Be-
trieb allmählich wiederaufzunehmen. Diese Streikbrecher unterstanden

120 H.C. 29.06.1888.
121 S.H.Z. 30.06.1888
122 S.H.Z. 28.06.1888
123 S.H.Z 1.07.1888.
124 H.C. 29.06.1888.
125 S.H.Z. 30.06.1888
126 Rudel, 1979,5.32.
127 S.H.Z. 07.07.1888
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dem Schutz vonPolizei undJustiz.DiehiesigenArbeiterschaft wurde
schlichtwegverdrängt undersetzt.

Am05.07.1888 berichtete dieS.H.Z.über dasEintreffen von fünf
der sechsGendarmen,die die örtlichePolizei unterstützen sollten.Be-
reitsam06.07.1888 veröffentlichtedie S.H.Z.eine anonymeZuschrift,
in welcherder Autordarstellte,daß die Fabrikanten fest entschlossen
seien,den Weg weiterzugehenund somit den Streik gewinnenwürden.
Weiterhin heißt eshier: „Inihren Augengibtes überhaupt keinenStreik
mehr, siesehen denselbenals beendet an undbetrachten inRuhe die
weitereEntwicklung derDinge"'2*

AmAbenddes06.07.1888 fand wiederumeine Versammlung der
Streikenden imElysium statt,aufder jedochnur 18 von194 Arbeitern
für die Wiederaufnahme derArbeit stimmten.129 So trafen auchin den
folgendenTagen weitere fremde Arbeitskräfte ein. Dadie Zahl derhin-
zugezogenenArbeiterbereits derart angestiegenwar,daß in denFabri-
kenkein Platzmehr für derenEinquartierung zu finden war,wurden die
Fremden inPrivatquartierenuntergebracht.130DerH.C.prognostizierte,
daß die volle Inbetriebnahme sämtlicher hiesiger Tuchfabriken zu er-
wartensei.Es wurden vorwiegend thüringische Arbeiter beschäftigt, er-
gänztdurch wenige verheirateteund älterehiesige Arbeitskräfte,die
sichnicht am Streik beteiligthatten.131 Am 15.07.1888 berichtete die
S.H.Z.über dasEnde derAusstände:

„Wie wiraus sicherer Quelle vernehmen,haben diehiesigen Fabri-
kanten anihre betreffenden Agentengeschrieben,für siekeine Weber
mehr anzunehmen,dasienicht im Standeseien, noch mehr Weber, alsin
denhiesigenFabriken schonarbeiten,zubeschäftigen.DerStreikhier
am Ortehatalso tatsächlich seinEnde erreicht.Freilichnicht formell
["""]"132

Am 18.07.1888 wurde der Tuchmacher Wegel,ein Mitglieddes
Streikkomitees, verhaftet.Mit dieser Maßnahme gelanges denFabri-
kanten schließlich auch die Streikleitung aufzulösen.So wurde der Be-
treffende aufgrund des letzten„Situationsberichtes"des Streikkomitees,
das von Wegel unterzeichnet worden warund Beleidigungengegenein
früheres Mitglied desStreikkomitees enthielt,das die Arbeit wieder auf-
genommen hatte, festgenommen.133 Verurteilungsgrundlage war wieder-
um §153 GeWO.

Am20.07.1888 fand eine Sitzungder städtischenKollegienstatt,
aufder unteranderem die Frage derFestanstellungzweier weitererPoli-
zeikräfte zurAbstimmung vorgelegt wurde.Diese Forderungwar von
der königlichenRegierunggestelltund durchdie hiesigePolizeibehörde
unterstützt worden.Die Ausschreitungender Weber wurden zumAnlaß
genommen, die hiesigenPolizeikräfte von4auf6zu verstärken. Derzeit
waren sieben zusätzlicheGendarmen vonder Schleswiger Regierung
als Hilfskräfte inNeumünster stationiert worden, welche jedochnach
Abklingen der Unruhen die Stadt wieder verlassen sollten.Der Debatte
um die Bewilligung dieses Antrages ist zu entnehmen,daß die städti-
schen KollegiendasStreikende in greifbarerNähe sahen.134

4.5.2.Die Stellung der Fabrikinspektion: Der Vermittlungsversuch des Gewerberates Go-
ebel.Die Streikenden erkannten zunehmend die Ausweglosigkeit ihrer
Situation sowie ihre Ohnmacht gegenüber derMacht derFabrikanten.

128 S.H.Z.06.07.1888.
1295.H.Z. 15.07. und 18.07. 1888.
130 S.H.Z. 10.07.1888.
131H.C. 10.07.1888.
132 S.H.Z. 15.07.1888.
133 H.C. 19.07.1888.
134 H.C. 21.07.1888.
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So wandtensie sichin ihrer Notanden Gewerberat Goebelmit der Bit-
te,vermittelnd zwischen ihnen unddem Fabrikantenverein einzugrei-
fen.Bezeichnend für die Haltung diesesBeamten war die Aussage,er
komme demVermittlungsgesuch derWeber „vonAmtswegen"nach.135

Der Fabrikantenverein hielt eineSitzungab, aufder der Gewerberat an-
wesend war.136 Dieserhabe dieFabrikantengefragt,ob sie zuZuge-
Ständnissenan die Streikenden bereit seien, wasdiese verneinten.Auch
die Frage,oballe Streikenden die Arbeitbedingungslos wieder aufneh-
men könnten,wurde dahingehendbeantwortet,daß zur Zeit kein weite-
rerBedarfan Arbeitskräftenbestände und mansich dieAuswahl unter
den sichAnbietenden vorbehalten werde.137

Es istan dieser Stelle aufdieoffizielle Streikbeurteilungdes Gewer-
berates138 sowie der Gewerbekammer139 zubetrachten. Die hierin zum
Ausdruck kommende Haltung dieser staatlichen Instanz sollan dieser
Stelle verdeutlicht werden.Die Handlungsweise der Fabrikanten wird
vollends legitimiert :

„£m vollständiger Streik der Weber unter Leitungeines Streikkomi-
tees wurde veranstaltet,dienoch in Arbeitbefindlichen Weber wurden
bedroht undderZuzug vonAußen abgesperrt,sodaß dieFabrikanten
genötigtwaren,ihreFabrikenzeitweiligzuschließen. Nach vielenAn-
strengungenundgroßen Opferngelanges denFabrikanten,durch Her-
anziehungfremder Arbeiterdie Tätigkeit wieder aufzunehmen, undda
nach undnach ein vollständigerErsatz des Arbeitspersonalseintrat,er-
klärte das Streikkomitee EndeJuliden Streikder Weberfür beendet, der
für dieselben völligresultatlos verlaufen war"140

Diese in allen Punkten parteiische Beurteilungdes Streikgeschehens
beruhte gemäß demordentlichen Ablaufauf der Beurteilungdes Gewer-
berates Goebel.Die Darstellungüberrascht wenig, vorallem nicht,
wenn mandessenBeurteilung derUrsachen des Streiks inBetracht
zieht:

,^4us Neumünster urteiltman: Unterbestehenden Arbeitervereini-
gungenwirken namentlich die sogenanntenFachvereine sehrnachteilig
aufdieArbeiterein.Der stattgefundeneStreik der Weber ist vorzugs-
weise vondem Fachvereinangezetteltundgeschürt worden"14'

,^4lscharakteristisch beiden ArbeitseinstellungensindzweiForde-
rungenanzusehen: dieeines gewissenMinimallohnes undder Abschaf-
fung vonAkkordarbeiten. Esistdabei hervorzuheben,daß f...Jnur ein
höchstunbedeutender TeilsämtlicherArbeiter [...]einen Verdienst er-
zielten, weicherden Minimallohnsatz nicht erreichte. DieAusstände
sinddahernicht aus wirtschaftlicher Gedrücktheit derLage entstanden,
sondern es wirddies zweischneidigeKampfmittel meist ohne zwingende
Gründe reinagitatorisch verwendet?1*2

Sospricht GoebelderForderung derArbeitszeitverkürzung die sozi-
al-ökonomischeLegitimation ab. Über den Streik inNeumünster äußer-
te er:„Ob dieEinstellungdes Ausstandesvonsozialdemokratischer Sei-
te veranlaßt ist,ist mirnicht bekannt;diespätereLeitunghatteeinen
sozialistischen Charakter".I**1 ** Aufgrund dieser grundlegendenAbwehr-
haltunggegenüber den gewerkschaftlichensowie sozialdemokratischen
Bewegungen,die von dieser Seitekeineswegsüberrascht, entspricht das
Ergebnis derVerhandlungenganz dem hier gezeichnetenBild.Am

135 H.C. 24.07.1888.
136 H.C. 24.07.1888.
137Jahresbericht der Textilarbeiterge-
werkschaft 1911, Stadtarchiv Neumun-
ster,S. 65 f.
138Jahresbericht der königlich preußi-
schen Gewerberäte (Regierungsbezirk
Schleswig) 1888, Leindesbibliothek,
5.205 ff.
139Jahresbericht der Gewerbekommer
für die Provinz Schleswig-Holstein für dos
Jahr 1888,Landesbibliothek.
140Jahresbericht der Gewerbekammer
für die Provinz Schleswig-Holstein für das
Jahr 1888 Londesbibliothek.,5.120.
141 Jahresbericht der Gewerbekammer
für die Provinz Schleswig-Holstein für das
Jahr 1888, Landesbibliothek,S. 120.
142Im Jahr 1888 wurde erstmals zusam-
men mit dem Jahresbericht der Gewerbe-
kammer ein detaillierter Bericht über die
Tätigkeit des Gewerberats Goebel (verfaßt
von demselben) veröffentlicht;Jahresbe-
richt der Gewerbekammer für die Provinz
Schleswig-Holstein für das Jahr 1888, Lan-
desbibliothek,5.213f.
143 Jahresbericht der Gewerbekommer
für die Provinz Schleswig-Holstein für das
Jahr 1888, Landesbibliothek, 5.213.
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23.07.1888 teilte Goebel den Streikendenaufeiner Zusammenkunft das
negative Verhandlungsergebnismit.
4.5.3. Der Ausklangder Arbeitsniederlegung. Trotzdieses negativen Ergebnisses
stimmten 146 gegen38 Weber für eine Fortsetzung desStreiks.144 Doch
bereits am nächstenTagzerbrachdie einheitliche Front der Arbeiter
endgültig. Trotz des Resultats der entscheidenden Abstimmung teilte
das Streikkomitee aufeiner amMorgen des 24.07.1888 stattfindenden
Zusammenkunft der Streikendenmit,daß etliche Streikende inden Be-
trieben nachArbeit gefragt hätten,ohne dem Komitee davon Mitteilung
zumachen. DasKomitee erklärte,aus dengenanntenGründen die Ver-
antwortungfür die Fortführung des Streiksnicht länger übernehmen zu
können.Dem daraufhin gestellteAntrag, denStreik für beendet zu er-
klären, wurdenoch am selbenTagstattgegeben.145 Am25.07.1888und
26.07.1888 berichtete die S.H.Z.über die vergeblichenVersuche der
Weber, die Arbeit in den Fabriken zu denalten Bedingungenwieder auf-
zunehmen. Die Fabrikanten zeigtenkeinerleiEntgegenkommen. Die
Webstühle waren mit fremdenArbeitern besetzt worden. Weiterhinko-
stetendieFabrikanten ihreMachtposition in vollen Zügen aus, indem
sie sichdieFreiheit vorbehielten, welche der am Streik beteiligtenAr-
beiter sie wieder anstellen wollten.Inder Tat fanden solche Wiederein-
stellungenkaumstatt.146 DieTuchmacher hatten somit den Streik verlo-
ren.DieZahl der nach dem Streik nicht wieder Angestelltenbelief sich
behördlichenNachforschungengemäß auf300.Es ist hierbei jedochzu
berücksichtigen, daß zuvor schon etliche Tuchmacher die Stadt verlas-
senhatten.147

5.Die Streikfolgen.Erwartungsgemäß kam esauchnach dem offiziellen
Streikende zu zahlreichen Ausschreitungender arbeitslosen Weber.
Auchdiepolizeiliche Verfolgung der Streikenden nahmseinen Fort-
gang. Es zeigt sichhierin diekonsequentunerbittliche Haltung der
Behördengegenüber den Streikenden.Obwohlder Arbeitskampfbeen-
detundeindeutig zu Gunstender Unternehmerschaft sowie der behörd-
lichen Interessenausgefallen war, wurdenochzu diesem Zeitpunktdes
sicheren SiegesaufGrundlage der zuvorbeschlagnahmtenKassen-
bücher, Sammel- undStreiklisten gegen60Personen Strafantragwegen
unerlaubterSammlungen gestellt.148

6.Die langfristigenEntwicklungen. Der überwältigende Sieg desUnternehmer-
tums ist aufgrundder angewandtenMittel nicht weiter erstaunlich.Mit
der Außerkraftsetzung des Sozialistengesetzes 1 890 wurde der Textilge-

144 H.C. 24.07. 1888.
145 Jahresbericht der Textilarbeiterge-
werkschaft von 1911,Stadtarchiv
Neumünster, $.66.,vgl. auch H.C.
25.07.1888.
146 S.H.Z. 26.07.1888, vgl. auch Rudel,
1979, 5.33.
147 Rudel, 1979,5.33, vgl. auch S.H.Z.
29.08.1888.
1485.H.Z. 23.08.1888.

Pressemeldung über den Ausbruch des Tex-
tilarbeiterstreiks (HolsteinischerCourier
vom 16.05.1888)
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werkschaft zwar eine bedeutende Erweiterung des Organisationsfreirau-
mes ermöglicht,dennochhatte diese reichsweiteVeränderungkeinen
prägendenEinfluß aufdie gegebeneMachtstruktur inNeumünster.

DieGewerkschaftsentwicklung verlief inden Folgejahren in
Neumünster eher zögerlich.Nach 1890 ist eine allmählich stärker wer-
dendeOrganisationsbereitschaft derArbeiter zu erkennen. Im selben
Jahr löstesich der „Fachverein der Tuchmacher auf und gründete sich
zugleichneu alsOrtsgruppe des Deutschen Textilarbeiterverbandes.]49

Ende 1893 wurdeinNeumünster ein Gewerkschaftskartell gegründet,
dem sichinnerhalb der folgenden Jahrealle Neumünsteraner Gewerk-
schaftenanschlössen.1511Dennoch konnten sich die gewerkschaftlichen
ForderungenimBeschäftigungsbereichnur sehr partiell durchsetzen.

Immerhin wurde 1 892 inNeumünster ein Gewerbegerichtgegrün-
det, welches durch dieparitätischeZusammensetzung derVertreter der
Interessenparteiendiesen die Möglichkeitzur informellen Kontaktauf-
nahme bot,welche auch genutzt wurde, wieden Ereignissendes Jahres
1896 zu entnehmen ist.151

So wurde Mitte 1 896aufeinerVersammlungder Textilgewerkschaft
wiederum dieForderungnacheinerhalbstündigen Verlängerungder
Mittagspause gestellt. Dieses Anliegen wurde inForm einesGesuchs
durch das Gewerkschaftskartell an den Fabrikantenverein gerichtet. Die
Textilfabrikanten hatten jedochihreHaltung inkeiner Weisemodifi-
ziert.DieUnternehmerschaft weigertesichnoch immer,die sozialde-
mokratische Gewerkschaft als legitime Interessenvertetungder Arbei-

149 Hammes, 1988,5.78.
150 Hammes, 1988,5.78.
151vgl. hierzu auch Schliep, 1985,
S. 119.

Fobrikorbeiter vor der Tuchfabrik C. F. Kö-
ster im Jahr 1890 (Archiv des Textilmu-
seums Neumunster)
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terschaft und somit alsVerhandlungspartnerinarbeitsvertraglichenFra-
genanzuerkennen. Solautete derInhalt desablehnendenBescheids der
Fabrikantenvereins:

,^iufihrSchreiben [...]erwidern wirhöflichst,daß wirnichtbereit
sind,über irgendwelche die TextilbranchebetreffendenAngelegenhei-
tenmitdem Gewerkschaftskartellzu verhandeln zukönnen,sondern nur
mitunserenArbeitern.

Der VorstanddesFabrikantenvereins der Textil-Industrie
i.A. CarlßartranT [i 2

Daraufhinbeschloß dieGewerkschaft,die Gewerbegerichtsbeisitzer
(dieVertreter derArbeiterschaft)mit der Weiterführung derVerhandlun-
genzubetrauen.Nachdrei Wochenerging schließlich die Zusage des
Fabrikantenvereins,inder sichdie Textilfabrikantenmit der Einführung
der verlängertenMittagspause einverstandenerklärten.Auch acht Jahre
nach Abklingen des Streiks war dasZiel desBeharrensauf direkte Ver-
handlungenmit der Arbeiterschaft,zu demonstrieren, daß die Gewerk-
schaft nicht zurDurchsetzungderForderungen verhelfe,sondern sie
vielmehr verhindere. Es wurde so versucht,denZustrom der Arbeiter
zurGewerkschaft einzudämmen. Die Erfüllung der acht Jahre zuvor so
schwer umkämpften Forderungbestätigt wiederum die These,daß der
Streik nicht vorrangigauf wirtschaftlichenBeweggründen beruhte,son-
dern es vielmehr um denMachtkampf der Interessenparteienging. Die
Einhaltung von Prinzipiensowie die Demonstration derMachtbildeten
dieMotivationsgrundlage für den Fabrikantenverein.

Abschließend bleibt festzustellen,daß die Positionder Textilfabri-
kantenschaft gegenüber ForderungenderArbeiterschaft auch in den
Folgejahren überaus ablehnendblieb.Bis zur Jahrhundertwende konn-
ten in den Bereichen derArbeitszeitverkürzung wieauch derLohnpoli-
tik keine weiteren Erfolgeerzielt werden.152 H.C.02.06.1896
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